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Zum 01.10.2017 werden die Allgemeinen und die Besonderen Anlagebedingungen flr das
oben genannte OGAW-Sondervermdgen gedndert. In der Prdambel der Besonderen Anlage-
bedingungen wird zukiinftig die neue Kapitalverwaltungsgesellschaft Universal-Investment-
Gesellschaft mbH, Frankfurt am Main aufgefiihrt. Im neuen § 1 a ist zuklnftig festgelegt, dass
Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschéafte nicht mehr abgeschlossen werden. Eine Anre-
chenbarkeit der in Pension genommenen Wertpapiere auf Wertpapieranlagegrenzen entfallt

somit.

Zudem wird im § 3 BAB klargestellt, dass sich die Gesellschaft mit Blick auf das Sondervermo-

gen des Rates eines Anlageausschusses bedienen kann.

Darlber hinaus erfolgen in den Dokumenten redaktionelle Anpassungen und klarstellende
Erlauterungen, die jedoch keine Anderung der Anlagepolitik und keine Anderung der Kosten-

struktur zur Folge haben.

Zum 1. Januar 2018 andert sich die Besteuerung der Anlage in Investmentfonds. Dabei wird
das bisherige ,transparente " Besteuerungssystem durch ein ,intransparentes “ Besteue-
rungssystem abgeldst. In der Folge werden deutsche Investmentfonds auf bestimmte inlandi-
sche Ertrage Steuern zahlen mussen. Um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden, fihrt das
Investmentsteuergesetz (InvStG) das Instrument der sogenannten ,Teilfreistellung steuer-
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pflichtiger Ertrage “ auf Ebene des Anlegers ein. Die detaillierte steuerliche Darstellung der
Rechtslage ab dem 1. Januar 2018 kann den ,Kurzangaben uber steuerrechtliche Vorschrif-

ten “im Verkaufsprospekt entnommen werden.

Vor diesem Hintergrund werden die Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen (AAB /

BAB) fiir das 0.g. Sondervermdgen zum 1. Januar 2018 angepasst.



Fir das Sondervermdgen wird dabei eine Kapitalbeteiligungsquote in Hohe von mindestens
25 % eingefihrt. Unter Kapitalbeteiligungen sind insbesondere die in den BAB naher bezeich-
neten Anteile an Kapitalgesellschaften sowie Anteile an Investmentvermdgen zu verstehen.
Sofern eine Kapitalbeteiligungsquote wie vorliegend eingefiihrt wird, kann kiinftig auf Anle-
gerebene eine Teilfreistellung in Hohe von 15 % auf samtliche Ertrdge aus dem Investment-
fonds erfolgen (Teilfreistellungssatz fiir natiirliche Personen). Fiir einkommensteuerpflichtige
betriebliche Anleger erhoht sich der Teilfreistellungssatz auf 30 % und fir kérperschaftsteuer-

pflichtige Anleger auf 40 %.

Zudem wird das Sondervermégen zum 01. Januar 2018 aufgrund der Einfliihrung der oben
genannten Kapitalbeteiligungsquote in Hohe von 25 % nur noch bis zu je 75 % in Bankgutha-

ben investieren.

Nachfolgend die gednderten Allgemeinen und Besonderen Anlagebedingungen:

ALLGEMEINE ANLAGEBEDINGUNGEN
zur Regelung des Rechtsverhaltnisses zwischen den Anlegern
und der
UNIVERSAL-INVESTMENT-GESELLSCHAFT MBH,
Frankfurt am Main,
(nachstehend ,Gesellschaft” genannt)
fiir die von der Gesellschaft verwalteten
Sondervermégen gemaB der OGAW-Richtlinie, die nur in Verbindung
mit den fiir das jeweilige OGAW-Sondervermdgen
aufgestellten Besonderen Anlagebedingungen

gelten.

§1 Grundlagen

(1) Die Gesellschaft ist eine OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft und unterliegt den
Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB).

(2) Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen Namen fiir gemein-
schaftliche Rechnung der Anleger nach dem Grundsatz der Risikomischung in den

nach dem KAGB zugelassenen Vermdgensgegenstanden gesondert vom eigenen



§2

3)

4)

Vermdgen in Form eines OGAW-Sondervermdgens an. Uber die sich hieraus erge-

benden Rechte der Anleger werden Sammelurkunden ausgestellt.

Der Geschaftszweck des OGAW-Sondervermdgens ist auf die Kapitalanlage gemaf
einer festgelegten Anlagestrategie im Rahmen einer kollektiven Vermdgensverwal-
tung mittels der bei ihm eingelegten Mittel beschrankt; eine operative Tatigkeit und
eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen Vermdgensgegen-

stande ist ausgeschlossen.

Das Rechtsverhaltnis zwischen Gesellschaft und dem Anleger richtet sich nach den
Allgemeinen Anlagebedingungen und Besonderen Anlagebedingungen des OGAW-

Sondervermdgens und dem KAGB.

Verwahrstelle

oy

(2)

3)

(4)

Die Gesellschaft bestellt fir das OGAW-Sondervermdgen ein Kreditinstitut als Ver-
wahrstelle; die Verwahrstelle handelt unabhdngig von der Gesellschaft und aus-

schlieBlich im Interesse der Anleger.

Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem mit der Gesell-
schaft geschlossenen Verwahrstellenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebe-

dingungen.

Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach MaBgabe des § 73 KAGB auf ein an-
deres Unternehmen (Unterverwahrer) auslagern. Naheres hierzu enthalt der Ver-

kaufsprospekt.

Die Verwahrstelle haftet gegenliber dem OGAW-Sondervermégen oder gegeniiber
den Anlegern fir das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes im
Sinne des § 72 Abs. 1 Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle oder durch einen Unter-
verwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73 Abs. 1 KAGB
Ubertragen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass
das Abhandenkommen auf duBere Ereignisse zurtickzufiihren ist, deren Konsequen-
zen trotz aller angemessenen GegenmalBnahmen unabwendbar waren. Weiterge-
hende Anspriiche, die sich aus den Vorschriften des biirgerlichen Rechts auf Grund
von Vertragen oder unerlaubten Handlungen ergeben, bleiben unberihrt. Die Ver-
wahrstelle haftet auch gegenliiber dem OGAW-Sondervermdgen oder den Anlegern
fur samtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch erleiden, dass die Verwahrstelle
fahrlassig oder vorsatzlich ihre Verpflichtungen nach den Vorschriften des KAGB
nicht erfiillt. Die Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertragung
der Verwahraufgaben nach Absatz 3 Satz 1 unberihrt.



§3

§4

§5

Fondsverwaltung

(1) Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermégensgegenstande im eigenen Na-
men fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis,
Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben unabhangig von der Verwahrstelle und ausschlieBlich im Interesse der
Anleger.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die
Vermdgensgegenstande zu erwerben, diese wieder zu verdauBern und den Erlds an-
derweitig anzulegen; sie ist ferner ermachtigt, alle sich aus der Verwaltung der Ver-
mogensgegenstande ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen.

(3) Die Gesellschaft darf fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarle-
hen gewahren noch Verpflichtungen aus einem Biirgschafts- oder einem Garantie-
vertrag eingehen; sie darf keine Vermdgensgegenstande nach MaBgabe der §§ 193,
194 und 196 KAGB verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschaftsabschlusses nicht zum
OGAW-Sondervermdgen gehdren. § 197 KAGB bleibt unberthrt.

Anlagegrundsatze

Das OGAW-Sondervermdgen wird unmittelbar oder mittelbar nach dem Grundsatz der

Risikomischung angelegt. Die Gesellschaft soll fir das OGAW-Sondervermégen nur sol-
che Vermdgensgegenstande erwerben, die Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen.
Sie bestimmt in den Besonderen Anlagebedingungen, welche Vermégensgegenstande

fir das OGAW-Sondervermégen erworben werden dirfen.

Wertpapiere

Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine weiteren Einschrankungen vorsehen,
darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fiir Rechnung des OGAW-
Sondervermogens Wertpapiere nur erwerben, wenn

a) sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem an-
deren Vertragsstaat des Abkommens liber den Europaischen Wirtschaftsraum zum
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

b) sie ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen
Union oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens tber den Eu-
ropdischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten

an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,



§6

)

9)

h)

sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesan-

stalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist?,

ihre Zulassung an einer Bérse in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens lber den Europdischen Wirt-
schaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder ih-
re Einbeziehung in diesen Markt in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union o-
der in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens (iber den Europaischen Wirt-
schaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulas-
sung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Aus-
gabe erfolgt,

ihre Zulassung an einer Borse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisier-
ten Markt oder die Einbeziehung in diesen Markt auBerhalb der Mitgliedstaaten der
Europaischen Union oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu bean-
tragen ist, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der
Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpa-
piere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermdgen bei einer Kapitalerhdhung aus

Gesellschaftsmitteln zustehen,

sie in Ausiibung von Bezugsrechten, die zum OGAW-Sondervermdgen gehdren, er-

worben werden,

sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB

genannten Kriterien erfiillen,

sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kri-
terien erfillen.

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn
zusatzlich die Voraussetzungen des § 193 Abs. 1 Satz 2 KAGB erfiillt sind. Erwerbbar sind
auch Bezugsrechte, die aus Wertpapieren herrihren, welche ihrerseits nach diesem § 5

erwerbbar sind.

Geldmarktinstrumente

(1) Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine weiteren Einschrankungen vorse-

hen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB fiir Rechnung des OGAW-

Sondervermdgens Instrumente, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt
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Borsenliste wird auf der Homepage der Bundesanstalt verdffentlicht

(http://www.bafin.de).



werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fur das

OGAW-Sondervermdgen eine restliche Laufzeit von hochstens 397 Tagen haben,

deren Verzinsung nach den Ausgabebedingungen wahrend ihrer gesamten Laufzeit

regelmaBig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird

oder deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht (Geld-

marktinstrumente), erwerben.

Geldmarktinstrumente dirfen fiir das OGAW-Sondervermdgen nur erworben wer-

den, wenn sie

a)

@)

d)

e)

an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europadischen Wirtschafts-
raum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt

zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen
Union oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens {iber den
Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern
die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt
zugelassen ist?,

von der Europaischen Union, dem Bund, einem Sondervermégen des Bundes,
einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatli-
chen, regionalen oder lokalen Gebietskorperschaft oder der Zentralbank eines
Mitgliedstaates der Europadischen Union, der Europaischen Zentralbank oder
der Europaischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein
Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer interna-
tionalen 6ffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat

der Europaischen Union angehdrt, begeben oder garantiert werden,

von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter
den Buchstaben a) und b) bezeichneten Markten gehandelt werden,

von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Europaischen Union fest-
gelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das
Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen
des Rechts der Europaischen Union gleichwertig sind, unterliegt und diese ein-
halt, begeben oder garantiert werden, oder

von anderen Emittenten begeben werden und diese den Anforderungen des
§ 194 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB entsprechen.
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§7

§8

§9

(2) Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dirfen nur erworben werden, wenn

sie die jeweiligen Voraussetzungen des § 194 Abs. 2 und 3 KAGB erfillen.

Bankguthaben

Die Gesellschaft darf flir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens Bankguthaben halten,
die eine Laufzeit von héchstens zwdlf Monaten haben. Die auf Sperrkonten zu fiihren-
den Guthaben kdnnen bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den Europai-
schen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die Guthaben kénnen auch bei einem Kre-
ditinstitut mit Sitz in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung
der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Europaischen Union gleichwertig sind, ge-
halten werden. Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts anderes bestimmt

ist, kdnnen die Bankguthaben auch auf Fremdwahrung lauten.

Investmentanteile

(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist,
kann die Gesellschaft fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens Anteile an In-
vestmentvermdgen gemal der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an
anderen inlandischen Sondervermdgen und Investmentaktiengesellschaften mit
veranderlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und ausldndischen offenen
AIF, kdnnen erworben werden, sofern sie die Anforderungen des § 196 Abs. 1 Satz 2
KAGB erfillen.

(2) Anteile an inlandischen Sondervermdgen und Investmentaktiengesellschaften mit
veranderlichem Kapital, an EU-OGAW, an offenen EU-AIF und an auslandischen of-
fenen AIF, darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn nach den Anlagebedingungen
oder der Satzung der Kapitalverwaltungsgesellschaft, der Investmentaktiengesell-
schaft mit veranderlichem Kapital, des EU-Investmentvermdgens, der EU-
Verwaltungsgesellschaft, des auslandischen AIF oder der auslandischen AIF-
Verwaltungsgesellschaft insgesamt hdchstens 10 % des Wertes ihres Vermdgens in
Anteilen an anderen inlandischen Sondervermdgen, Investmentaktiengesellschaften
mit veranderlichem Kapital, offenen EU-Investmentvermdgen oder auslandischen
offenen AIF angelegt werden durfen.

Derivate

(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist,
kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens De-
rivate gemaB § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente mit derivativer Kom-
ponente gemaB § 197 Abs. 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf — der Art und dem Um-



2)

3)

fang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente
entsprechend — zur Ermittlung der Auslastung der nach § 197 Abs. 2 KAGB festge-
setzten Marktrisikogrenze fiir den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten
mit derivativer Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz
im Sinne der gemaB § 197 Abs. 3 KAGB erlassenen Verordnung lber Risikoma-
nagement und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen
und Pensionsgeschaften in Investmentvermdgen nach dem Kapitalanlagegesetz-
buch (DerivateV) nutzen; das Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelmaBig nur Grund-
formen von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder
Kombinationen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Kompo-
nente sowie gemal § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zuldssigen Basiswerten im OGAW-
Sondervermdgen einsetzen. Komplexe Derivate mit gemaB § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB
zulassigen Basiswerten diirfen nur zu einem vernachladssigbaren Anteil eingesetzt
werden. Der nach MaBgabe von § 16 DerivateV zu ermittelnde Anrechnungsbetrag
des OGAW-Sondervermoégens fir das Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den
Wert des Sondervermdégens Ubersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme
von Investmentanteilen nach § 196 KAGB;

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit
der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkon-
trakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigenschaften aufweisen:

aa) eine Ausubung ist entweder wahrend der gesamten Laufzeit oder zum Ende der
Laufzeit moglich und

bb) der Optionswert hangt zum Auslbungszeitpunkt linear von der positiven oder ne-
gativen Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird
null, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat;

¢) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in Buchstabe b) unter
Buchstaben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single
Name Credit Default Swaps).

Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie — vorbehaltlich eines
geeigneten Risikomanagementsystems — in jegliche Finanzinstrumente mit derivati-
ver Komponente oder Derivate investieren, die von einem gemaB § 197 Abs. 1

Satz 1 KAGB zulassigen Basiswert abgeleitet sind. Hierbei darf der dem OGAW-
Sondervermdgen zuzuordnende potenzielle Risikobetrag fir das Marktrisiko (Risi-
kobetrag) zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags fir das



§10

§11

4)

)

(6)

(7)

Marktrisiko des zugehorigen Vergleichsvermdgens gemaB § 9 DerivateV Uberstei-
gen. Alternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 % des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens ubersteigen.

Unter keinen Umstanden darf die Gesellschaft bei diesen Geschaften von den in den
Anlagebedingungen oder von den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrund-

satzen und -grenzen abweichen.

Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente
zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung
von Zusatzertrdgen einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger fiir

geboten halt.

Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fiir den Einsatz von Derivaten und Finan-
zinstrumenten mit derivativer Komponente darf die Gesellschaft jederzeit gemaB § 6
Satz 3 DerivateV zwischen dem einfachen und dem qualifizierten Ansatz wechseln.
Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung durch die Bundesanstalt, die Gesell-
schaft hat den Wechsel jedoch unverziglich der Bundesanstalt anzuzeigen und im
nachstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen.

Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente
wird die Gesellschaft die DerivateV beachten.

Sonstige Anlageinstrumente

Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann

die Gesellschaft fiir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens bis zu 10 % des Wertes des

OGAW-Sondervermdgens in Sonstige Anlageinstrumente gemaf3 § 198 KAGB anlegen.

Emittentengrenzen und Anlagegrenzen

¢y

2)

Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der DerivateV und in den
Anlagebedingungen festgelegten Grenzen und Beschrankungen zu beachten.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschlieBlich der in Pension genommenen
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dirfen bis zu 5 % des
Wertes des OGAW-Sondervermogens erworben werden; in diesen Werten diirfen
jedoch bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens angelegt werden,
wenn dies in den Besonderen Anlagebedingungen vorgesehen ist und der Gesamt-
wert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 % des Wer-
tes des OGAW-Sondervermoégens nicht tbersteigt.



(3) Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geld-
marktinstrumente, die vom Bund, einem Land, der Europaischen Union, einem Mit-
gliedstaat der Europaischen Union oder seinen Gebietskdrperschaften, einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens (iber den Europaischen Wirtschaftsraum, einem
Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, der mindestens ein Mitglied-
staat der Europdischen Union angehdrt, ausgegeben oder garantiert worden sind,
jeweils bis zu 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens anlegen.

(4) In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibun-
gen, die von Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den Europaischen Wirt-
schaftsraum ausgegeben worden sind, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 25 % des
Wertes des OGAW-Sondervermogens anlegen, wenn die Kreditinstitute aufgrund
gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen ei-
ner besonderen offentlichen Aufsicht unterliegen und die mit der Ausgabe der
Schuldverschreibungen aufgenommenen Mittel nach den gesetzlichen Vorschriften
in Vermdgenswerten angelegt werden, die wahrend der gesamten Laufzeit der
Schuldverschreibungen die sich aus ihnen ergebenden Verbindlichkeiten ausrei-
chend decken und die bei einem Ausfall des Emittenten vorrangig fur die fallig wer-
denden Riickzahlungen und die Zahlung der Zinsen bestimmt sind. Legt die Gesell-
schaft mehr als 5 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in Schuldverschrei-
bungen desselben Emittenten nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert dieser
Schuldverschreibungen 80 % des Wertes des OGAW-Sondervermdégens nicht Gber-

steigen.

(5) Die Grenze in Absatz 3 darf fiir Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben
Emittenten nach MaBgabe von § 206 Abs. 2 KAGB (iberschritten werden, sofern die
Besonderen Anlagebedingungen dies unter Angabe der betreffenden Emittenten
vorsehen. In diesen Fallen missen die fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens
gehaltenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus mindestens sechs verschie-
denen Emissionen stammen, wobei nicht mehr als 30 % des Wertes des OGAW-

Sondervermdgens in einer Emission gehalten werden durfen.

(6) Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in
Bankguthaben nach MaBgabe des § 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen.
(7) Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus

a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein und derselben Einrich-

tung begeben werden,

b) Einlagen bei dieser Einrichtung und



8)

©)

¢) Anrechnungsbetrdgen fiir das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung
eingegangenen Geschafte,

20 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht libersteigt. Satz 1 gilt fir die
in Absatz 3 und 4 genannten Emittenten und Garantiegeber mit der MaBgabe, dass
die Gesellschaft sicherzustellen hat, dass eine Kombination der in Satz 1 genannten
Vermdgensgegenstande und Anrechnungsbetrage 35 % des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens nicht Ubersteigt. Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in
beiden Fallen unberihrt.

Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und
Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten
Grenzen von 40 % nicht berticksichtigt. Die in den Absatzen 2 bis 4 und Absatzen 6
bis 7 genannten Grenzen dirfen abweichend von der Regelung in Absatz 7 nicht
kumuliert werden.

Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Investmentvermdgen nach
MaBgabe des § 196 Abs. 1 KAGB nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens anlegen. In Anteilen an Investmentvermdgen nach MaBgabe des
§ 196 Abs. 1 Satz 2 KAGB darf die Gesellschaft insgesamt nur bis zu 30 % des Wertes
des OGAW-Sondervermdgens anlegen. Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des
OGAW-Sondervermdgens nicht mehr als 25 % der ausgegebenen Anteile eines an-
deren offenen inldndischen, EU- oder auslandischen Investmentvermégens, das
nach dem Grundsatz der Risikomischung in Vermégensgegenstande im Sinne der

§§ 192 bis 198 KAGB angelegt ist, erwerben.

§ 12 Verschmelzung

¢y

)

3)

Die Gesellschaft darf nach MaBgabe der §§ 181 bis 191 KAGB

a) samtliche Vermogensgegenstdande und Verbindlichkeiten dieses OGAW-
Sondervermdgens auf ein anderes bestehendes oder ein neues, dadurch ge-
grindetes OGAW-Sondervermogen oder einen EU-OGAW oder eine OGAW-
Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital Gbertragen;

b) samtliche Vermdgensgegenstande und Verbindlichkeiten eines anderen offe-
nen Publikumsinvestmentvermdgens in dieses OGAW-Sondervermdgen auf-
nehmen.

Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zustandigen Aufsichtsbe-
horde. Die Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus den §§ 182 bis 191 KAGB.

Das OGAW-Sondervermdgen darf nur mit einem Publikumsinvestmentvermdgen
verschmolzen werden, das kein OGAW ist, wenn das Gbernehmende oder neuge-



grundete Investmentvermdgen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-
OGAW auf das OGAW-Sondervermogen kdnnen dartiber hinaus gemafl den Vorga-
ben des Art. 2 Abs. 1 Buchst. p Ziff. iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen.

§ 13 Wertpapier-Darlehen

1)

)

3)

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des OGAW-Sondervermogens einem Wertpa-
pier-Darlehensnehmer gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Ubertragung ausrei-
chender Sicherheiten gemaB § 200 Abs. 2 KAGB ein jederzeit kiindbares Wertpapier-
Darlehen gewahren. Der Kurswert der zu Ubertragenden Wertpapiere darf zusam-
men mit dem Kurswert der fir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens demselben
Wertpapier-Darlehensnehmer einschlieBlich konzernangehdériger Unternehmen im
Sinne des § 290 Handelsgesetzbuch (HGB) bereits als Wertpapier-Darlehen tbertra-
genen Wertpapiere 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermogens nicht lberstei-
gen.

Werden die Sicherheiten fiir die (ibertragenen Wertpapiere vom Wertpapier-
Darlehensnehmer in Guthaben erbracht, missen die Guthaben auf Sperrkonten
gemal § 200 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 KAGB unterhalten werden. Alternativ darf die Ge-
sellschaft von der Méglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben in der Wahrung

des Guthabens in folgende Vermdgensgegenstande anzulegen:

a) in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualitat aufweisen und die vom Bund,
einem Land, der Europaischen Union, einem Mitgliedstaat der Europaischen
Union oder seinen Gebietskorperschaften, einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens liber den Europaischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat

ausgegeben worden sind,

b) in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entsprechend den von der Bun-
desanstalt auf Grundlage von § 4 Abs. 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder

c) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschéaftes mit einem Kreditinstitut, das
die jederzeitige Rickforderung des aufgelaufenen Guthabens gewahrleistet.

Die Ertrage aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem OGAW-Sondervermdgen

ZU.

Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von
einem anderen in den Besonderen Anlagebedingungen genannten Unternehmen,
dessen Unternehmensgegenstand die Abwicklung von grenziiberschreitenden Ef-
fektengeschaften fiir andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und Abwick-
lung der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anforderungen der §§ 200
und 201 KAGB abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung



§14

§15

§16

@

der Interessen der Anleger gewahrleistet ist und von dem jederzeitigen Kiindi-
gungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen wird.

Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist,
darf die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente
und Investmentanteile gewahren, sofern diese Vermdgensgegenstande fir das
OGAW-Sondervermdgen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absatze 1 bis 3 gelten

hierflir sinngemaB.

Pensionsgeschéfte

1)

(2)

3)

@

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des OGAW-Sondervermoégens jederzeit kiindba-
re Wertpapier-Pensionsgeschafte im Sinne von § 340b Abs. 2 HGB gegen Entgelt
mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grundlage stan-
dardisierter Rahmenvertrage abschlieBen.

Die Pensionsgeschafte miissen Wertpapiere zum Gegenstand haben, die nach den
Anlagebedingungen fiir das OGAW-Sondervermégen erworben werden dirfen.

Die Pensionsgeschafte dirfen hochstens eine Laufzeit von 12 Monaten haben.

Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist,
darf die Gesellschaft Pensionsgeschafte auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente
und Investmentanteile abschlieBen, sofern diese Vermdgensgegenstande fir das
OGAW-Sondervermdgen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absatze 1 bis 3 gelten

hierfur sinngemaB.

Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger kurzfristige Kredite bis

zur Hohe von 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermogens aufnehmen, wenn die Be-

dingungen der Kreditaufnahme marktiiblich sind und die Verwahrstelle der Kreditauf-

nahme zustimmt.

Anteile

oy

)

Die in einer Sammelurkunde zu verbriefenden Anteilscheine lauten auf den Inhaber.

Die Anteile kdnnen verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, insbesondere hinsicht-
lich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Riicknahmeabschlags, der
Wahrung des Anteilwertes, der Verwaltungsvergiitung, der Mindestanlagesumme
oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Einzelheiten

sind in den Besonderen Anlagebedingungen festgelegt.



3)

@

Die Anteile sind Ubertragbar, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts
Abweichendes geregelt ist. Mit der Ubertragung eines Anteils gehen die in ihm ver-
brieften Rechte Uber. Der Gesellschaft gegeniber gilt in jedem Falle der Inhaber des
Anteils als der Berechtigte.

Die Rechte der Anleger bzw. die Rechte der Anleger einer Anteilklasse werden in ei-
ner Sammelurkunde verbrieft. Sie tragt mindestens die handschriftlichen oder ver-
vielfaltigten Unterschriften der Gesellschaft und der Verwahrstelle. Der Anspruch auf
Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. Sofern fiir das OGAW-Sondervermdgen in der
Vergangenheit effektive Stlicke ausgeben wurden und diese sich mit Ablauf des

31. Dezember 2016 nicht in Sammelverwahrung bei einer der in § 97 Abs. 1 Satz 2
KAGB genannten Stellen befinden, werden diese effektiven Stlicke mit Ablauf des
31. Dezember 2016 kraftlos. Die Anteile der Anleger werden stattdessen in einer
Sammelurkunde verbrieft und auf einem gesonderten Depot der Verwahrstelle gut-
geschrieben. Mit der Einreichung eines kraftlosen effektiven Stlicks bei der Verwahr-
stelle kann der Einreicher die Gutschrift eines entsprechenden Anteils auf ein von
ihm zu benennendes und fir ihn geflihrtes Depotkonto verlangen. Effektive Stlicke,
die sich mit Ablauf des 31. Dezember 2016 in Sammelverwahrung bei einer der in

§ 97 Abs. 1 Satz 2 KAGB genannten Stellen befinden, kénnen jederzeit in eine Sam-

melurkunde Uberfihrt werden.

§ 17 Ausgabe und Riicknahme von Anteilen, Aussetzung der Riicknahme

oy

2)

3)

4)

©)

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatzlich nicht beschrankt. Die Gesell-
schaft behalt sich vor, die Ausgabe von Anteilen voriibergehend oder vollstandig

einzustellen.

Die Anteile kdnnen bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder durch Vermittlung
Dritter erworben werden. Die Besonderen Anlagebedingungen kénnen vorsehen,
dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben und gehalten werden duirfen.

Die Anleger kdnnen von der Gesellschaft die Rlicknahme der Anteile verlangen. Die
Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Ricknahmepreis fiir
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens zuriickzunehmen. Riicknahmestelle ist die
Verwahrstelle.

Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Riicknahme der Anteile gemaf § 98
Abs. 2 KAGB auszusetzen, wenn auBBergewohnliche Umstande vorliegen, die eine
Aussetzung unter Berlicksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erschei-

nen lassen.

Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und

darlber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung



oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsme-
dien Uber die Aussetzung gemal Absatz 4 und die Wiederaufnahme der Riicknah-

me zu unterrichten. Die Anleger sind tber die Aussetzung und Wiederaufnahme der
Ricknahme der Anteile unverziiglich nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger

mittels eines dauerhaften Datentrégers zu unterrichten.

§ 18 Ausgabe- und Riicknahmepreise

§19

(1) Zur Errechnung des Ausgabe- und Ricknahmepreises der Anteile werden die Ver-
kehrswerte der zu dem OGAW-Sondervermdgen gehdrenden Vermdgensgegen-
stande abziglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten
(Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt
(Anteilwert). Werden gemaB § 16 Abs. 2 unterschiedliche Anteilklassen fur das
OGAW-Sondervermdgen eingefihrt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und
Ricknahmepreis fiir jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln. Die Bewertung der
Vermogensgegenstande erfolgt gemal §§ 168 und 169 KAGB und der Kapitalanla-
ge-Rechnungslegungs- und -Bewertungsverordnung (KARBV).

(2) Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermdgen, gegebe-
nenfalls zuziliglich eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzusetzenden
Ausgabeaufschlags gemal § 165 Abs. 2 Nr. 8 KAGB. Der Riicknahmepreis entspricht
dem Anteilwert am OGAW-Sondervermoégen, gegebenenfalls abzliglich eines in den
Besonderen Anlagebedingungen festzusetzenden Riicknahmeabschlags gemaf
§ 165 Abs. 2 Nr. 8 KAGB.

(3) Der Abrechnungsstichtag fiir Anteilabrufe und Riicknahmeauftrage ist spatestens
der auf den Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rlicknahmeauftrags folgende Werter-
mittlungstag, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts anderes be-
stimmt ist.

(4) Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden borsentaglich ermittelt. Soweit in den
Besonderen Anlagebedingungen nichts weiteres bestimmt ist, kdnnen die Gesell-
schaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die Borsentage sind, sowie
am 24. und 31. Dezember jedes Jahres von einer Ermittlung des Wertes absehen;

das Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

Kosten

In den Besonderen Anlagebedingungen werden die Aufwendungen und die der Gesell-
schaft, der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergltungen, die dem OGAW-
Sondervermdgen belastet werden kdnnen, genannt. Flr Verglitungen im Sinne von



§20
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Satz 1 ist in den Besonderen Anlagebedingungen darlber hinaus anzugeben, nach wel-

cher Methode, in welcher Hohe und aufgrund welcher Berechnung sie zu leisten sind.

Rechnungslegung

oy

(2)

3)

@

©)

Spatestens vier Monate nach Ablauf des Geschaftsjahres des OGAW-
Sondervermdgens macht die Gesellschaft einen Jahresbericht einschlieBlich Ertrags-
und Aufwandsrechnung gemaB § 101 Abs. 1, 2 und 4 KAGB bekannt.

Spéatestens zwei Monate nach der Mitte des Geschéftsjahres macht die Gesellschaft
einen Halbjahresbericht gemaB § 103 KAGB bekannt.

Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermégens wahrend des Ge-
schéaftsjahres auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft tibertragen oder das
OGAW-Sondervermdgen wahrend des Geschaftsjahres auf ein anderes OGAW -
Sondervermdgen, eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem
Kapital oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat die Gesellschaft auf den Uber-
tragungsstichtag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den Anforderungen an ei-

nen Jahresbericht gemaB Absatz 1 entspricht.

Wird das OGAW-Sondervermdgen abgewickelt, hat die Verwahrstelle jahrlich sowie
auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu er-

stellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemal3 Absatz 1 entspricht.

Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle und weiteren Stellen,
die im Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen anzugeben

sind, erhaltlich; sie werden ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht.

Kiindigung und Abwicklung des OGAW-Sondervermdégens

ey

)

Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens mit einer Frist
von mindestens sechs Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und

daruber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kiindigen. Die Anleger sind
Uber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kiindigung mittels eines dauerhaften Da-

tentragers unverzuglich zu unterrichten.

Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das
OGAW-Sondervermdgen zu verwalten. In diesem Falle geht das OGAW-
Sondervermdgen bzw. das Verfligungsrecht tiber das OGAW-Sondervermdgen auf
die Verwahrstelle Uber, die es abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen hat. Fiir
die Zeit der Abwicklung hat die Verwahrstelle einen Anspruch auf Vergiitung ihrer
Abwicklungstatigkeit sowie auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die fiir die Abwicklung
erforderlich sind. Mit Genehmigung der Bundesanstalt kann die Verwahrstelle von
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§23

©)

der Abwicklung und Verteilung absehen und einer anderen Kapitalverwaltungsge-
sellschaft die Verwaltung des OGAW-Sondervermégens nach MaBgabe der bisheri-
gen Anlagebedingungen Ubertragen.

Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach MaBgabe des
§ 99 KAGB erlischt, einen Aufldsungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an
einen Jahresbericht nach § 20 Abs. 1 entspricht.

Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle

1

(2)

3)

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfligungsrecht tiber das OGAW-
Sondervermdgen auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft Gbertragen. Die

Ubertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt.

Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jah-
resbericht oder Halbjahresbericht bekannt gemacht. Die Anleger sind lber eine
nach Satz 1 bekannt gemachte Ubertragung unverziiglich mittels eines dauerhaften
Datentrégers zu unterrichten. Die Ubertragung wird friihestens drei Monate nach

ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam.

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fiir das OGAW-Sondervermégen wechseln.
Der Wechsel bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt.

Anderungen der Anlagebedingungen

1

2)

3)

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen andern.

Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der vorherigen Genehmigung durch
die Bundesanstalt. Soweit die Anderungen nach Satz 1 Anlagegrundsitze des
OGAW-Sondervermdgens betreffen, bedurfen sie der vorherigen Zustimmung des

Aufsichtsrates der Gesellschaft.

Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und dariiber hin-
aus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im
Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt ge-
macht. In einer Verdffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Anderungen
und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle von Kostenanderungen im Sinne des

§ 162 Abs. 2 Nr. 11 KAGB, Anderungen der Anlagegrundsitze des OGAW-
Sondervermdgens im Sinne des § 163 Abs. 3 KAGB oder Anderungen in Bezug auf
wesentliche Anlegerrechte sind den Anlegern zeitgleich mit der Bekanntmachung
nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte der vorgesehenen Anderungen der Anlagebe-
dingungen und ihre Hintergriinde sowie eine Information lber ihre Rechte nach



§ 163 Abs. 3 KAGB in einer verstandlichen Art und Weise mittels eines dauerhaften
Datentragers gemal § 163 Abs. 4 KAGB zu tUbermitteln.

(4) Die Anderungen treten friihestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Bundes-
anzeiger in Kraft, im Falle von Anderungen der Kosten und der Anlagegrundsitze
jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der entsprechenden Bekanntma-
chung.

§ 24 Erfillungsort

Erfullungsort ist der Sitz der Gesellschaft.

BESONDERE ANLAGEBEDINGUNGEN
zur Regelung des Rechtsverhaltnisses zwischen den Anlegern
und der
UNIVERSAL-INVESTMENT-GESELLSCHAFT MBH,
Frankfurt am Main,

(nachstehend , Gesellschaft” genannt)
fur das von der Gesellschaft verwaltete
Sondervermégen gemaB der OGAW-Richtlinie
Julius Baer Germany - Focus Fund Balanced,
die nur in Verbindung mit den fiir dieses Sondervermégen
von der Gesellschaft aufgestellten
Allgemeinen Anlagebedingungen

gelten.

ANLAGEGRUNDSATZE UND ANLAGEGRENZEN

§1 Vermodgensgegenstiande

Die Gesellschaft darf fiir das OGAW-Sondervermdgen folgende Vermdgensgegenstande
erwerben:

a) Wertpapiere gemal3 § 5 der Allgemeinen Anlagebedingungen,

b) Geldmarktinstrumente gemaB § 6 der Allgemeinen Anlagebedingungen,



§1a
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d)

Bankguthaben gemaB § 7 der Allgemeinen Anlagebedingungen,
Investmentanteile gemaB § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen,
Derivate gemaB § 9 der Allgemeinen Anlagebedingungen,

Sonstige Anlageinstrumente gemaB § 10 der Allgemeinen Anlagebedingungen.

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschifte

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschafte gemal3 den §§ 13 und 14 der Allgemei-

nen Anlagebedingungen werden nicht abgeschlossen.

Fassung § 2 Anlagegrenzen gliltig bis einschlieBlich 31. Dezember 2017:

§2

Anlagegrenzen

1)

)

3)

4)

Das OGAW-Sondervermdgen darf vollstandig aus Wertpapieren gemal3 § 1 Nr.1
bestehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens in Aktien in- und auslandischer Aussteller sowie bis zu 70 % in
Anleihen und Wandelanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegren-
zen diejenigen Vermdgensgegenstande, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder
Zertifikate, angerechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.

Der Erwerb von Geldmarktinstrumenten ist bis zu 30 % des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens und nur nach MaBgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedin-

gungen moglich.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten diirfen tber den in
§ 11 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil von 5 %
hinaus bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermégens erworben werden und
der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf
40 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht lbersteigen.

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Ausstel-
ler mehr als 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens anlegen:

- Die Bundesrepublik Deutschland
- Als Bundeslander:

- Baden-Wiirttemberg
- Bayern

- Berlin



- Brandenburg

- Bremen

- Hamburg

- Hessen

- Mecklenburg-Vorpommern
- Niedersachsen

- Nordrhein-Westfalen
- Rheinland-Pfalz

- Saarland

- Sachsen

- Sachsen-Anhalt

- Schleswig-Holstein

- Thiringen
Europaische Union

Als Mitgliedstaaten der Europaischen Union:
- Belgien

- Bulgarien

- Danemark

- Estland

- Finnland

- Frankreich

- Griechenland

- GroBbritannien

- Irland

- Italien

- Kroatien

- Lettland

- Litauen

- Malta

- Polen

- Luxemburg



- Niederlande

- Osterreich

- Portugal

- Schweden

- Slowakei

- Slowenien

- Spanien

- Tschechische Republik
- Ungarn

- Republik Zypern
- Rumanien

Als Vertragsstaaten des Abkommens liber den Europédischen Wirtschaftsraum:

- Island
- Liechtenstein
- Norwegen

Als Mitgliedstaaten der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, die nicht Mitglied des EWR sind:

- Australien

- Japan

- Kanada

- Sudkorea

- Maexiko

- Neuseeland
- Schweiz

- Tirkei

- Vereinigte Staaten von Amerika
- Chile

- Israel

Als internationale Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat der EU an-
gehort:

- EURATOM.



©)

(6)

Das OGAW-Sondervermogen darf vollstandig in Bankguthaben nach MaBgabe des

§ 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.

Das OGAW-Sondervermdgen darf vollstandig in Investmentanteilen nach MaBgabe
des § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden. Die Gesellschaft
wahlt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den Anlagebestim-
mungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten
Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile aus. Es kénnen alle zuldssigen
Arten von Anteilen an inlandischen Sondervermdgen und Investmentaktiengesell-
schaften mit veranderlichem Kapital sowie von Anteilen an EU-OGAW und von EU-
Verwaltungsgesellschaften oder auslandischen Verwaltungsgesellschaften verwalte-
ten offenen Investmentvermdgen, die keine EU-OGAW sind, erworben werden. Der
Anteil des OGAW-Sondervermdgens, der hochstens in Anteilen der jeweiligen Art
gehalten werden darf, ist unter Berlicksichtigung der in § 11 Abs. 9 der Allgemeinen
Anlagebedingungen genannten Grenzen nicht beschrankt. Anteile an Feederfonds
gemall § 1 Abs. 19 Nr. 11 KAGB werden fir das OGAW-Sondervermdgen nicht er-

worben.



Fassung § 2 Anlagegrenzen gliltig ab 1. Januar 2018:

§2

Anlagegrenzen

1)

(2)

3)

4)

5

Das OGAW-Sondervermogen darf vollstandig aus Wertpapieren gemaf3 § 1 Nr. 1 be-
stehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens
in Aktien in- und ausldndischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wan-
delanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegrenzen diejenigen
Vermdgensgegenstande, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, ange-
rechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.

Mindestens 25 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens werden in folgende Ka-
pitalbeteiligungen angelegt:

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Borse zu-
gelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind und bei denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermo-

gen handelt;

- Anteile an anderen Investmentvermégen entweder in Hohe der bewertungstag-
lich veroffentlichten Quote ihres Wertes, zu der sie tatsachlich in Kapitalbeteili-
gungen im Sinne von § 2 Abs. 8 Investmentsteuergesetz anlegen oder in Hohe
der in den Anlagebedingungen des anderen Investmentvermdgens festgeleg-
ten Kapitalbeteiligungs-Mindestquote.

Der Erwerb von Geldmarktinstrumenten ist bis zu 30 % des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens und nur nach MaBgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedin-
gungen moglich.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten diirfen Gber den in
§ 11 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil von 5 %
hinaus bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermoégens erworben werden und
der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf
40 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht tibersteigen.

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Ausstel-
ler mehr als 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens anlegen:

- Die Bundesrepublik Deutschland
- Als Bundeslander:

- Baden-Wiirttemberg
- Bayern

- Berlin



- Brandenburg

- Bremen

- Hamburg

- Hessen

- Mecklenburg-Vorpommern
- Niedersachsen

- Nordrhein-Westfalen
- Rheinland-Pfalz

- Saarland

- Sachsen

- Sachsen-Anhalt

- Schleswig-Holstein

- Thiringen
Europaische Union

Als Mitgliedstaaten der Europaischen Union:
- Belgien

- Bulgarien

- Danemark

- Estland

- Finnland

- Frankreich

- Griechenland

- GroBbritannien

- Irland

- Italien

- Kroatien

- Lettland

- Litauen

- Malta

- Polen

- Luxemburg



- Niederlande

- Osterreich

- Portugal

- Schweden

- Slowakei

- Slowenien

- Spanien

- Tschechische Republik
- Ungarn

- Republik Zypern
- Rumanien

Als Vertragsstaaten des Abkommens (iber den Europaischen Wirtschaftsraum:

- Island
- Liechtenstein
- Norwegen

Als Mitgliedstaaten der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, die nicht Mitglied des EWR sind:

- Australien

- Japan

- Kanada

- Sudkorea

- Maexiko

- Neuseeland
- Schweiz

- Tirkei

- Vereinigte Staaten von Amerika
- Chile

- Israel

Als internationale Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat der EU an-
gehort:

- EURATOM.



§3

§4

(6)

(7)

Bis zu 75 % des Wertes des OGAW-Sondervermdgens dirfen in Bankguthaben nach
MaBgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.

Das OGAW-Sondervermdgen darf vollstandig in Investmentanteilen nach MaBgabe
des § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden. Die Gesellschaft
wahlt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den Anlagebestim-
mungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten
Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile aus. Es kénnen alle zulassigen
Arten von Anteilen an inlandischen Sondervermdgen und Investmentaktiengesell-
schaften mit veranderlichem Kapital sowie von Anteilen an EU-OGAW und von EU-
Verwaltungsgesellschaften oder auslandischen Verwaltungsgesellschaften verwalte-
ten offenen Investmentvermdgen, die keine EU-OGAW sind, erworben werden. Der
Anteil des OGAW-Sondervermdgens, der hochstens in Anteilen der jeweiligen Art
gehalten werden darf, ist unter Berticksichtigung der in § 11 Abs. 9 der Allgemeinen
Anlagebedingungen genannten Grenzen nicht beschrankt. Anteile an Feederfonds
gemall § 1 Abs. 19 Nr. 11 KAGB werden fiir das OGAW-Sondervermégen nicht er-

worben.

Anlageausschuss

Die Gesellschaft kann sich mit Blick auf das OGAW-Sondervermdgen des Rates eines An-

lageausschusses bedienen.

ANTEILKLASSEN

Anteilklassen

¢y

)

Fir das OGAW-Sondervermogen kdnnen Anteilklassen im Sinne von § 16 Abs. 2 der
Allgemeinen Anlagebedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausga-
beaufschlages, der Wahrung des Anteilwertes einschlieBlich des Einsatzes von Wah-
rungssicherungsgeschaften, der Verwaltungsvergiitung, der Verwahrstellenvergi-
tung, der Vergitung fiir Beratungs- oder Asset Management-Gesellschaften, der
Mindestanlagesumme, der Ertragsverwendung, der Vergiitung fiir die Verwaltung
von Derivate-Geschaften und Sicherheiten fiir Derivate-Geschéafte, der Vergilitung
fur die Vertriebsgesellschaft oder einer Kombination dieser Merkmale unterschei-
den. Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im Ermessen der
Gesellschaft.

Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jah-
res- und Halbjahresbericht einzeln aufgezahlt. Die die Anteilklassen kennzeichnen-
den Ausgestaltungsmerkmale (Ausgabeaufschlag, Wahrung des Anteilwertes, Ver-
waltungsverglitung, Verwahrstellenvergtitung, Verglitung fir Beratungs- oder Asset



Management-Gesellschaften, Mindestanlagesumme, Ertragsverwendung, Vergiitung
fur die Verwaltung von Derivate-Geschdften und Sicherheiten fiir Derivate-
Geschéfte, Vergltung fir die Vertriebsgesellschaft, oder eine Kombination dieser
Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im

Einzelnen beschrieben.

(3) Der Abschluss von Wahrungskurssicherungsgeschaften ausschlieBlich zugunsten ei-
ner einzigen Wahrungsanteilklasse ist zuldssig. Fir Wahrungsanteilklassen mit einer
Wahrungsabsicherung zugunsten der Wahrung dieser Anteilklasse (Referenzwah-
rung) darf die Gesellschaft auch unabhéngig von § 9 der Allgemeinen Anlagebedin-
gungen Derivate im Sinne des § 197 Abs. 1 KAGB auf Wechselkurse oder Wahrun-
gen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch Wechselkursverluste von nicht
auf die Referenzwahrung der Anteilklasse lautenden Vermogensgegenstanden des

OGAW-Sondervermdgens zu vermeiden.

(4) Der Anteilwert wird fur jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die Kosten der
Auflegung neuer Anteilklassen, Ausschittungen (einschlieBlich der aus dem Fonds-
vermogen ggf. abzuflihrenden Steuern), die in Absatz 1 genannten Vergitungen
und die Ergebnisse aus Wahrungskurssicherungsgeschéaften, die auf eine bestimmte
Anteilklasse entfallen, ggf. einschlieBlich Ertragsausgleich, ausschlieBlich dieser An-

teilklasse zugeordnet werden.

ANTEILSCHEINE, AUSGABEPREIS, RUCKNAHMEPREIS, RUCKNAHME VON ANTEILEN UND KOSTEN

§5

§6

Anteilscheine

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermogensgegenstanden des OGAW-
Sondervermdgens in Hohe ihrer Anteile als Miteigentiimer nach Bruchteilen beteiligt.

Ausgabe- und Ricknahmepreis

(1) Der Ausgabeaufschlag betragt 3,00 % des Anteilwerts. Es steht der Gesellschaft frei,
fur das OGAW-Sondervermdgen oder flir eine oder mehrere Anteilklassen einen
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen oder von der Berechnung eines Aus-
gabeaufschlages abzusehen. Die Gesellschaft gibt fir jede Anteilklasse im Verkaufs-
prospekt, im Jahres- und im Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeaufschldage

an.
(2) Rucknahme erfolgt zum Anteilwert. Ein Riicknahmeabschlag wird nicht erhoben.

(3) Abweichend von § 18 Abs. 3 der Allgemeinen Anlagebedingungen ist der Abrech-
nungsstichtag fur Anteilabrufe und Ricknahmeauftrage spatestens der Gbernachste



auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. Riicknahmeauftrags folgende Wertermitt-
lungstag.

§7 Kosten

1. Die Gesellschaft erhélt fiur die Verwaltung des OGAW-Sondervermogens aus dem
OGAW-Sondervermdgen fiir jede Anteilklasse eine Verglitung von bis zu 0,20 Prozent
p.a. des OGAW-Sondervermdgens auf Basis des bewertungstaglich ermittelten Inven-
tarwertes, mindestens jedoch 30.000.- pro Jahr im ersten Jahr nach Auflage des
OGAW--Sondervermdgens. Es steht der Gesellschaft frei, fir das OGAW-
Sondervermdgen oder fiir eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Vergiitung
zu berechnen.

1b. Die Gesellschaft kann in den Fallen, in denen fir das OGAW-Sondervermdgen ge-
richtlich oder auBergerichtlich streitige Anspriiche durchgesetzt werden, eine Vergu-
tung von bis zu 15 Prozent der fir das OGAW-Sondervermdgen — nach Abzug und
Ausgleich der aus diesem Verfahren fiir das Sondervermdgen entstandenen Kosten —
vereinnahmten Betrdge berechnen.

2. Der Berater erhdlt aus dem OGAW-Sondervermogen eine Vergutung in H6he von bis
zu 1,90 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermdgens auf Basis des bewertungstaglich
ermittelten Inventarwertes. Die Vergiitung kann jederzeit entnommen werden. Die
Vergltung wird von der Verwaltungsvergiitung nicht abgedeckt und somit von der
Gesellschaft dem OGAW-Sondervermogen zusatzlich belastet.

Die Gesellschaft kann fiir MaBnahmen im Zusammenhang mit der technischen Einrich-
tung zur Messung und Analyse des Marktrisikos des OGAW-Sondervermdgens eine
Vergltung von bis zu 0,03 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermogens auf Basis des
bewertungstaglich ermittelten Inventarwertes zahlen. Die Verglitung wird von der
Verwaltungsvergiitung nicht abgedeckt und somit von der Gesellschaft dem OGAW-
Sondervermdgen zusatzlich belastet.

Die Gesellschaft kann sich im Rahmen des Collateral Management von Derivate-
Geschéften der Dienste Dritter bedienen. In diesem Fall erhalten diese Dritten zusam-
men eine monatlich zahlbare Verglitung in Hohe von 0,15 Prozent p.a. des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens auf der Basis des bewertungstaglich ermittelten Inventar-
wertes. Es steht der Gesellschaft frei, eine geringere oder keine Verglitung zu belasten.
Diese Vergutungen werden von der Verwaltungsvergiitung nicht abgedeckt und somit

von der Gesellschaft dem OGAW-Sondervermoégen zusatzlich belastet.

Der Betrag, der jahrlich aus dem OGAW-Sondervermdgen nach den vorstehenden Zif-
fern la.) und 2.) als Verglitung entnommen wird, kann insgesamt bis zu 2,28 Prozent
p.a. des OGAW-Sondervermdgens auf Basis des bewertungstédglich ermittelten Inven-
tarwertes betragen, mindestens jedoch EUR 30.000,- p.a. im ersten Jahr nach Auflage
des OGAW-Sondervermégens bezogen auf die Vergltung nach Ziff. 1a.



3. Die Vergitung fiir die Verwahrstelle betragt bis zu 0,035 Prozent p.a. des OGAW-
Sondervermdgens auf Basis des bewertungstaglich ermittelten Inventarwertes, min-
destens jedoch EUR 25.000,-- p.a. Die Verwahrstellenvergiitung kann dem OGAW-

Sondervermdgen jederzeit entnommen werden.

Neben den vorgenannten Vergiitungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten

des OGAW-Sondervermdgens:

a)

b)

e)

9)

h)

)

k)

bankibliche Depot- und Kontogebiihren, ggf. einschlieBlich der bankiblichen

Kosten fiir die Verwahrung auslandischer Vermégensgegenstande im Ausland;

Kosten fiir den Druck und Versand der fiir die Anleger bestimmten gesetzlich
vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-
kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen);

Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe-
und Riicknahmepreise und ggf. der Ausschittungen oder Thesaurierungen und

des Auflésungsberichtes;

Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datentragers, auler
im Fall der Informationen Uber Fondsverschmelzungen und der Informationen
tber MaBnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Be-
rechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung;

Kosten fiir die Prifung des OGAW-Sondervermdgens durch den Abschlusspri-
fer des OGAW-Sondervermdgens;

Kosten fiir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Beschei-
nigung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-

rechts ermittelt wurden;

Kosten fiir die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsanspriichen
durch die Gesellschaft flir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens sowie der
Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sondervermdgens er-

hobenen Anspriichen;

Gebihren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-

Sondervermogen erhoben werden;

Kosten fir Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-

Sondervermdgen;

Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung

bzw. Nennung eines VergleichsmaBstabes oder Finanzindizes anfallen kdnnen;
Kosten fiir die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmachtigten;

Kosten fiir die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermdgens durch
Dritte;



§8

§9

m) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu
zahlenden Vergitungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen an-
fallende Steuern einschlieBlich der im Zusammenhang mit der Verwaltung und
Verwahrung entstehenden Steuern.

5. Neben den vorgenannten Vergitungen und Aufwendungen werden dem OGAW-

Sondervermdgen die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der VerdauBerung von
Vermoégensgegenstanden entstehenden Kosten belastet (Transaktionskosten).

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausga-
beaufschldage und Ricknahmeabschlage offen zu legen, die dem OGAW-
Sondervermdgen im Berichtszeitraum flr den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen
und Aktien im Sinne des § 196 KAGB 1 Ziffer 4 a bis c berechnet worden sind. Beim Er-
werb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer ande-
ren Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche un-
mittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die
andere Gesellschaft fiir den Erwerb und die Riicknahme keine Ausgabeaufschlage und
Ricknahmeabschlage berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halb-
jahresbericht die Vergutung offen zu legen, die dem Sondervermdgen von der Gesell-
schaft selbst, von einer anderen Verwaltungsgesellschaft, einer Investmentaktiengesell-
schaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist als Verwaltungsvergiitung fiir
die im Sondervermogen gehaltenen Anteile oder Aktien berechnet wurde.

ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHAFTSJAHR

Thesaurierung der Ertrage

Bei thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die wahrend des Geschéftsjahres
fur Rechnung des OGAW-Sondervermdgens angefallenen und nicht zur Kostendeckung
verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstigen Ertrage — unter Bertcksichtigung des
zugehorigen Ertragsausgleichs — sowie die realisierten VerdauBerungsgewinne im OGAW-
Sondervermdgen anteilig wieder an.

Ausschiittung

(1) Bei ausschittenden Anteilklassen schittet die Gesellschaft grundsatzlich die wah-
rend des Geschéftsjahres auf die jeweilige Anteilklasse entfallenden, fiir Rechnung
des OGAW-Sondervermdgens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwen-

deten anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstige Ertrdge — unter Berlicksichtigung



des zugehorigen Ertragsausgleichs — aus. Realisierte VerauBerungsgewinne - unter
Beriicksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs - kdnnen anteilig ebenfalls zur
Ausschuttung herangezogen werden.

(2) Ausschittbare anteilige Ertrage gemal3 Absatz 1 kdnnen zur Ausschiittung in spate-
ren Geschaftsjahren insoweit vorgetragen werden, als die Summe der vorgetrage-
nen Ertrdge 15 % des jeweiligen Wertes des OGAW-Sondervermdgens zum Ende
des Geschéftsjahres nicht Ubersteigt. Ertrdge aus Rumpfgeschaftsjahren koénnen
vollstandig vorgetragen werden.

(3) Im Interesse der Substanzerhaltung kdnnen anteilige Ertrage teilweise, in Sonderfal-
len auch vollstandig zur Wiederanlage im OGAW-Sondervermdgen bestimmt wer-
den.

(4) Die Ausschittung erfolgt jahrlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Ge-
schaftsjahres.

§ 10 Geschéftsjahr

Das Geschéftsjahr des OGAW-Sondervermdgens beginnt am 01. Oktober und endet am
30. September des folgenden Jahres.

Frankfurt am Main, September 2017

Die Geschaftsfiihrung
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	(4) Das Rechtsverhältnis zwischen Gesellschaft und dem Anleger richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingungen und Besonderen Anlagebedingungen des OGAW-Sondervermögens und dem KAGB. 
	(4) Das Rechtsverhältnis zwischen Gesellschaft und dem Anleger richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingungen und Besonderen Anlagebedingungen des OGAW-Sondervermögens und dem KAGB. 


	§ 2 Verwahrstelle 
	(1) Die Gesellschaft bestellt für das OGAW-Sondervermögen ein Kreditinstitut als Ver-wahrstelle; die Verwahrstelle handelt unabhängig von der Gesellschaft und aus-schließlich im Interesse der Anleger. 
	(1) Die Gesellschaft bestellt für das OGAW-Sondervermögen ein Kreditinstitut als Ver-wahrstelle; die Verwahrstelle handelt unabhängig von der Gesellschaft und aus-schließlich im Interesse der Anleger. 
	(1) Die Gesellschaft bestellt für das OGAW-Sondervermögen ein Kreditinstitut als Ver-wahrstelle; die Verwahrstelle handelt unabhängig von der Gesellschaft und aus-schließlich im Interesse der Anleger. 

	(2) Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem mit der Gesell-schaft geschlossenen Verwahrstellenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebe-dingungen. 
	(2) Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem mit der Gesell-schaft geschlossenen Verwahrstellenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebe-dingungen. 

	(3) Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach Maßgabe des § 73 KAGB auf ein an-deres Unternehmen (Unterverwahrer) auslagern. Näheres hierzu enthält der Ver-kaufsprospekt. 
	(3) Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach Maßgabe des § 73 KAGB auf ein an-deres Unternehmen (Unterverwahrer) auslagern. Näheres hierzu enthält der Ver-kaufsprospekt. 

	(4) Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem OGAW-Sondervermögen oder gegenüber den Anlegern für das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 72 Abs. 1 Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle oder durch einen Unter-verwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73 Abs. 1 KAGB übertragen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen auf äußere Ereignisse zurückzuführen ist, deren Konsequen-zen trotz aller angemessenen Gegenmaßnahmen un
	(4) Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem OGAW-Sondervermögen oder gegenüber den Anlegern für das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 72 Abs. 1 Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle oder durch einen Unter-verwahrer, dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73 Abs. 1 KAGB übertragen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen auf äußere Ereignisse zurückzuführen ist, deren Konsequen-zen trotz aller angemessenen Gegenmaßnahmen un


	§ 3 Fondsverwaltung 
	(1) Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermögensgegenstände im eigenen Na-men für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ih-rer Aufgaben unabhängig von der Verwahrstelle und ausschließlich im Interesse der Anleger. 
	(1) Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermögensgegenstände im eigenen Na-men für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ih-rer Aufgaben unabhängig von der Verwahrstelle und ausschließlich im Interesse der Anleger. 
	(1) Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermögensgegenstände im eigenen Na-men für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ih-rer Aufgaben unabhängig von der Verwahrstelle und ausschließlich im Interesse der Anleger. 

	(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die Vermögensgegenstände zu erwerben, diese wieder zu veräußern und den Erlös an-derweitig anzulegen; sie ist ferner ermächtigt, alle sich aus der Verwaltung der Ver-mögensgegenstände ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen. 
	(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die Vermögensgegenstände zu erwerben, diese wieder zu veräußern und den Erlös an-derweitig anzulegen; sie ist ferner ermächtigt, alle sich aus der Verwaltung der Ver-mögensgegenstände ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen. 

	(3) Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarle-hen gewähren noch Verpflichtungen aus einem Bürgschafts- oder einem Garantie-vertrag eingehen; sie darf keine Vermögensgegenstände nach Maßgabe der §§ 193, 194 und 196 KAGB verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses nicht zum OGAW-Sondervermögen gehören. § 197 KAGB bleibt unberührt. 
	(3) Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarle-hen gewähren noch Verpflichtungen aus einem Bürgschafts- oder einem Garantie-vertrag eingehen; sie darf keine Vermögensgegenstände nach Maßgabe der §§ 193, 194 und 196 KAGB verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses nicht zum OGAW-Sondervermögen gehören. § 197 KAGB bleibt unberührt. 


	§ 4 Anlagegrundsätze 
	Das OGAW-Sondervermögen wird unmittelbar oder mittelbar nach dem Grundsatz der Risikomischung angelegt. Die Gesellschaft soll für das OGAW-Sondervermögen nur sol-che Vermögensgegenstände erwerben, die Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie bestimmt in den Besonderen Anlagebedingungen, welche Vermögensgegenstände für das OGAW-Sondervermögen erworben werden dürfen. 
	§ 5 Wertpapiere 
	Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Wertpapiere nur erwerben, wenn 
	a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem an-deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem an-deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem an-deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem an-deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 

	b) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Eu-ropäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	b) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Eu-ropäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 



	sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesan-stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist1, 
	sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesan-stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist1, 
	sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesan-stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist1, 
	sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesan-stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelassen ist1, 

	c) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-schaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder ih-re Einbeziehung in diesen Markt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union o-der in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-schaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulas-sung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere in
	c) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-schaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder ih-re Einbeziehung in diesen Markt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union o-der in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-schaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulas-sung oder Einbeziehung dieser Wertpapiere in

	d) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisier-ten Markt oder die Einbeziehung in diesen Markt außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu bean-tragen ist, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpa-piere innerhalb eines Jahres nach 
	d) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisier-ten Markt oder die Einbeziehung in diesen Markt außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu bean-tragen ist, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulassung oder Einbeziehung dieser Wertpa-piere innerhalb eines Jahres nach 

	e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermögen bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen, 
	e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermögen bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen, 

	f) sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum OGAW-Sondervermögen gehören, er-worben werden, 
	f) sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum OGAW-Sondervermögen gehören, er-worben werden, 

	g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten Kriterien erfüllen, 
	g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten Kriterien erfüllen, 

	h) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kri-terien erfüllen. 
	h) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kri-terien erfüllen. 



	1 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bundesanstalt veröffentlicht (http://www.bafin.de). 
	1 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bundesanstalt veröffentlicht (http://www.bafin.de). 

	Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusätzlich die Voraussetzungen des § 193 Abs. 1 Satz 2 KAGB erfüllt sind. Erwerbbar sind auch Bezugsrechte, die aus Wertpapieren herrühren, welche ihrerseits nach diesem § 5 erwerbbar sind. 
	§ 6 Geldmarktinstrumente 
	(1) Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine weiteren Einschränkungen vorse-hen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Instrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt 
	(1) Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine weiteren Einschränkungen vorse-hen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Instrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt 
	(1) Sofern die Besonderen Anlagebedingungen keine weiteren Einschränkungen vorse-hen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Instrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt 


	werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das OGAW-Sondervermögen eine restliche Laufzeit von höchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den Ausgabebedingungen während ihrer gesamten Laufzeit regelmäßig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht (Geld-marktinstrumente), erwerben. 
	werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das OGAW-Sondervermögen eine restliche Laufzeit von höchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den Ausgabebedingungen während ihrer gesamten Laufzeit regelmäßig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht (Geld-marktinstrumente), erwerben. 
	werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für das OGAW-Sondervermögen eine restliche Laufzeit von höchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den Ausgabebedingungen während ihrer gesamten Laufzeit regelmäßig, mindestens aber einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher Wertpapiere entspricht (Geld-marktinstrumente), erwerben. 


	Geldmarktinstrumente dürfen für das OGAW-Sondervermögen nur erworben wer-den, wenn sie 
	a) an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-raum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	a) an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-raum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 
	a) an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-raum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, 

	b) ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem an-deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist2, 
	b) ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem an-deren organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Börse oder dieses organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist2, 

	c) von der Europäischen Union, dem Bund, einem Sondervermögen des Bundes, einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatli-chen, regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, der Europäischen Zentralbank oder der Europäischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer interna-tionalen öffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens
	c) von der Europäischen Union, dem Bund, einem Sondervermögen des Bundes, einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatli-chen, regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, der Europäischen Zentralbank oder der Europäischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer interna-tionalen öffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens

	d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Märkten gehandelt werden, 
	d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Märkten gehandelt werden, 

	e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Europäischen Union fest-gelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Europäischen Union gleichwertig sind, unterliegt und diese ein-hält, begeben oder garantiert werden, oder 
	e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Europäischen Union fest-gelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Europäischen Union gleichwertig sind, unterliegt und diese ein-hält, begeben oder garantiert werden, oder 

	f) von anderen Emittenten begeben werden und diese den Anforderungen des § 194 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB entsprechen. 
	f) von anderen Emittenten begeben werden und diese den Anforderungen des § 194 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 KAGB entsprechen. 


	2 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bundesanstalt veröffentlicht (http://www.bafin.de). 
	2 Die Börsenliste wird auf der Homepage der Bundesanstalt veröffentlicht (http://www.bafin.de). 

	(2) Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen Voraussetzungen des § 194 Abs. 2 und 3 KAGB erfüllen. 
	(2) Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen Voraussetzungen des § 194 Abs. 2 und 3 KAGB erfüllen. 
	(2) Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen Voraussetzungen des § 194 Abs. 2 und 3 KAGB erfüllen. 


	§ 7 Bankguthaben 
	Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von höchstens zwölf Monaten haben. Die auf Sperrkonten zu führen-den Guthaben können bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-päischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-schen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die Guthaben können auch bei einem Kre-ditinstitut mit Sitz in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der Bundesansta
	§ 8 Investmentanteile 
	(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Anteile an In-vestmentvermögen gemäß der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an anderen inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und ausländischen offenen AIF, können erworben werden, sofern sie die Anforderungen des § 196 Abs. 1 Satz 2 KAGB erfüllen. 
	(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Anteile an In-vestmentvermögen gemäß der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an anderen inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und ausländischen offenen AIF, können erworben werden, sofern sie die Anforderungen des § 196 Abs. 1 Satz 2 KAGB erfüllen. 
	(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Anteile an In-vestmentvermögen gemäß der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an anderen inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und ausländischen offenen AIF, können erworben werden, sofern sie die Anforderungen des § 196 Abs. 1 Satz 2 KAGB erfüllen. 

	(2) Anteile an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital, an EU-OGAW, an offenen EU-AIF und an ausländischen of-fenen AIF, darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn nach den Anlagebedingungen oder der Satzung der Kapitalverwaltungsgesellschaft, der Investmentaktiengesell-schaft mit veränderlichem Kapital, des EU-Investmentvermögens, der EU-Verwaltungsgesellschaft, des ausländischen AIF oder der ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaft insgesamt höchstens 10 % 
	(2) Anteile an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital, an EU-OGAW, an offenen EU-AIF und an ausländischen of-fenen AIF, darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn nach den Anlagebedingungen oder der Satzung der Kapitalverwaltungsgesellschaft, der Investmentaktiengesell-schaft mit veränderlichem Kapital, des EU-Investmentvermögens, der EU-Verwaltungsgesellschaft, des ausländischen AIF oder der ausländischen AIF-Verwaltungsgesellschaft insgesamt höchstens 10 % 


	§ 9 Derivate 
	(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Sondervermögens De-rivate gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente mit derivativer Kom-ponente gemäß § 197 Abs. 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf – der Art und dem Um-
	(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Sondervermögens De-rivate gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente mit derivativer Kom-ponente gemäß § 197 Abs. 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf – der Art und dem Um-
	(1) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Sondervermögens De-rivate gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente mit derivativer Kom-ponente gemäß § 197 Abs. 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf – der Art und dem Um-


	fang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente entsprechend – zur Ermittlung der Auslastung der nach § 197 Abs. 2 KAGB festge-setzten Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemäß § 197 Abs. 3 KAGB erlassenen Verordnung über Risikoma-nagement und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschäften in Investmentvermögen 
	fang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente entsprechend – zur Ermittlung der Auslastung der nach § 197 Abs. 2 KAGB festge-setzten Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemäß § 197 Abs. 3 KAGB erlassenen Verordnung über Risikoma-nagement und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschäften in Investmentvermögen 
	fang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente entsprechend – zur Ermittlung der Auslastung der nach § 197 Abs. 2 KAGB festge-setzten Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemäß § 197 Abs. 3 KAGB erlassenen Verordnung über Risikoma-nagement und Risikomessung beim Einsatz von Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschäften in Investmentvermögen 

	(2) Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelmäßig nur Grund-formen von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Kompo-nente sowie gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswerten im OGAW-Sondervermögen einsetzen. Komplexe Derivate mit gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswerten dürfen nur zu einem vernachlässigbaren Anteil eingesetzt werden. Der nach Maßgabe von § 16 Deriva
	(2) Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelmäßig nur Grund-formen von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus diesen Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Kompo-nente sowie gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswerten im OGAW-Sondervermögen einsetzen. Komplexe Derivate mit gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswerten dürfen nur zu einem vernachlässigbaren Anteil eingesetzt werden. Der nach Maßgabe von § 16 Deriva


	Grundformen von Derivaten sind: 
	a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB; 
	a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB; 
	a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB; 

	b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkon-trakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigenschaften aufweisen: 
	b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197 Abs. 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkon-trakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigenschaften aufweisen: 


	aa) eine Ausübung ist entweder während der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit möglich und 
	bb) der Optionswert hängt zum Ausübungszeitpunkt linear von der positiven oder ne-gativen Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat; 
	c) Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins-Währungsswaps; 
	c) Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins-Währungsswaps; 
	c) Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins-Währungsswaps; 

	d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions); 
	d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions); 

	e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single Name Credit Default Swaps). 
	e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single Name Credit Default Swaps). 

	(3) Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie – vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsystems – in jegliche Finanzinstrumente mit derivati-ver Komponente oder Derivate investieren, die von einem gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswert abgeleitet sind. Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermögen zuzuordnende potenzielle Risikobetrag für das Marktrisiko (Risi-kobetrag) zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags für das 
	(3) Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie – vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsystems – in jegliche Finanzinstrumente mit derivati-ver Komponente oder Derivate investieren, die von einem gemäß § 197 Abs. 1 Satz 1 KAGB zulässigen Basiswert abgeleitet sind. Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermögen zuzuordnende potenzielle Risikobetrag für das Marktrisiko (Risi-kobetrag) zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags für das 


	Marktrisiko des zugehörigen Vergleichsvermögens gemäß § 9 DerivateV überstei-gen. Alternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens übersteigen. 
	Marktrisiko des zugehörigen Vergleichsvermögens gemäß § 9 DerivateV überstei-gen. Alternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens übersteigen. 
	Marktrisiko des zugehörigen Vergleichsvermögens gemäß § 9 DerivateV überstei-gen. Alternativ darf der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens übersteigen. 

	(4) Unter keinen Umständen darf die Gesellschaft bei diesen Geschäften von den in den Anlagebedingungen oder von den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrund-sätzen und -grenzen abweichen. 
	(4) Unter keinen Umständen darf die Gesellschaft bei diesen Geschäften von den in den Anlagebedingungen oder von den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrund-sätzen und -grenzen abweichen. 

	(5) Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzerträgen einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger für geboten hält. 
	(5) Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzerträgen einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger für geboten hält. 

	(6) Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finan-zinstrumenten mit derivativer Komponente darf die Gesellschaft jederzeit gemäß § 6 Satz 3 DerivateV zwischen dem einfachen und dem qualifizierten Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung durch die Bundesanstalt, die Gesell-schaft hat den Wechsel jedoch unverzüglich der Bundesanstalt anzuzeigen und im nächstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen. 
	(6) Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finan-zinstrumenten mit derivativer Komponente darf die Gesellschaft jederzeit gemäß § 6 Satz 3 DerivateV zwischen dem einfachen und dem qualifizierten Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung durch die Bundesanstalt, die Gesell-schaft hat den Wechsel jedoch unverzüglich der Bundesanstalt anzuzeigen und im nächstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen. 

	(7) Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente wird die Gesellschaft die DerivateV beachten. 
	(7) Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente wird die Gesellschaft die DerivateV beachten. 


	§ 10 Sonstige Anlageinstrumente 
	Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 198 KAGB anlegen. 
	§ 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen 
	(1) Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten Grenzen und Beschränkungen zu beachten. 
	(1) Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten Grenzen und Beschränkungen zu beachten. 
	(1) Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten Grenzen und Beschränkungen zu beachten. 

	(2) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschließlich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen bis zu 5 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden; in diesen Werten dürfen jedoch bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens angelegt werden, wenn dies in den Besonderen Anlagebedingungen vorgesehen ist und der Gesamt-wert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 % des Wer-tes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigt. 
	(2) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschließlich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen bis zu 5 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden; in diesen Werten dürfen jedoch bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens angelegt werden, wenn dies in den Besonderen Anlagebedingungen vorgesehen ist und der Gesamt-wert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 % des Wer-tes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigt. 


	(3) Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geld-marktinstrumente, die vom Bund, einem Land, der Europäischen Union, einem Mit-gliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem ande-ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, der mindestens ein Mitglied-staat der Europäischen Union angehört, ausgegeben oder garantiert worden sind, jeweils bis zu 35 % des Wertes d
	(3) Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geld-marktinstrumente, die vom Bund, einem Land, der Europäischen Union, einem Mit-gliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem ande-ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, der mindestens ein Mitglied-staat der Europäischen Union angehört, ausgegeben oder garantiert worden sind, jeweils bis zu 35 % des Wertes d
	(3) Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geld-marktinstrumente, die vom Bund, einem Land, der Europäischen Union, einem Mit-gliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem ande-ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, der mindestens ein Mitglied-staat der Europäischen Union angehört, ausgegeben oder garantiert worden sind, jeweils bis zu 35 % des Wertes d

	(4) In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibun-gen, die von Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-schaftsraum ausgegeben worden sind, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 25 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen, wenn die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen ei-ner besonderen öffentlichen Aufsi
	(4) In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibun-gen, die von Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-schaftsraum ausgegeben worden sind, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 25 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen, wenn die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser Schuldverschreibungen ei-ner besonderen öffentlichen Aufsi

	(5) Die Grenze in Absatz 3 darf für Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten nach Maßgabe von § 206 Abs. 2 KAGB überschritten werden, sofern die Besonderen Anlagebedingungen dies unter Angabe der betreffenden Emittenten vorsehen. In diesen Fällen müssen die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens gehaltenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus mindestens sechs verschie-denen Emissionen stammen, wobei nicht mehr als 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in einer Emission gehalten werden
	(5) Die Grenze in Absatz 3 darf für Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten nach Maßgabe von § 206 Abs. 2 KAGB überschritten werden, sofern die Besonderen Anlagebedingungen dies unter Angabe der betreffenden Emittenten vorsehen. In diesen Fällen müssen die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens gehaltenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus mindestens sechs verschie-denen Emissionen stammen, wobei nicht mehr als 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in einer Emission gehalten werden

	(6) Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Bankguthaben nach Maßgabe des § 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen. 
	(6) Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Bankguthaben nach Maßgabe des § 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen. 

	(7) Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus 
	(7) Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus 

	a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein und derselben Einrich-tung begeben werden, 
	a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein und derselben Einrich-tung begeben werden, 

	b) Einlagen bei dieser Einrichtung und 
	b) Einlagen bei dieser Einrichtung und 


	c) Anrechnungsbeträgen für das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte, 
	c) Anrechnungsbeträgen für das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte, 
	c) Anrechnungsbeträgen für das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte, 


	20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigt. Satz 1 gilt für die in Absatz 3 und 4 genannten Emittenten und Garantiegeber mit der Maßgabe, dass die Gesellschaft sicherzustellen hat, dass eine Kombination der in Satz 1 genannten Vermögensgegenstände und Anrechnungsbeträge 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigt. Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in beiden Fällen unberührt. 
	(8) Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 % nicht berücksichtigt. Die in den Absätzen 2 bis 4 und Absätzen 6 bis 7 genannten Grenzen dürfen abweichend von der Regelung in Absatz 7 nicht kumuliert werden. 
	(8) Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 % nicht berücksichtigt. Die in den Absätzen 2 bis 4 und Absätzen 6 bis 7 genannten Grenzen dürfen abweichend von der Regelung in Absatz 7 nicht kumuliert werden. 
	(8) Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 % nicht berücksichtigt. Die in den Absätzen 2 bis 4 und Absätzen 6 bis 7 genannten Grenzen dürfen abweichend von der Regelung in Absatz 7 nicht kumuliert werden. 

	(9) Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Investmentvermögen nach Maßgabe des § 196 Abs. 1 KAGB nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. In Anteilen an Investmentvermögen nach Maßgabe des § 196 Abs. 1 Satz 2 KAGB darf die Gesellschaft insgesamt nur bis zu 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens nicht mehr als 25 % der ausgegebenen Anteile eines an-deren offenen inländischen, EU- oder ausländischen Investm
	(9) Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Investmentvermögen nach Maßgabe des § 196 Abs. 1 KAGB nur bis zu 20 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. In Anteilen an Investmentvermögen nach Maßgabe des § 196 Abs. 1 Satz 2 KAGB darf die Gesellschaft insgesamt nur bis zu 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens nicht mehr als 25 % der ausgegebenen Anteile eines an-deren offenen inländischen, EU- oder ausländischen Investm


	§ 12 Verschmelzung 
	(1) Die Gesellschaft darf nach Maßgabe der §§ 181 bis 191 KAGB 
	(1) Die Gesellschaft darf nach Maßgabe der §§ 181 bis 191 KAGB 
	(1) Die Gesellschaft darf nach Maßgabe der §§ 181 bis 191 KAGB 

	a) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten dieses OGAW-Sondervermögens auf ein anderes bestehendes oder ein neues, dadurch ge-gründetes OGAW-Sondervermögen oder einen EU-OGAW oder eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital übertragen; 
	a) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten dieses OGAW-Sondervermögens auf ein anderes bestehendes oder ein neues, dadurch ge-gründetes OGAW-Sondervermögen oder einen EU-OGAW oder eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital übertragen; 

	b) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten eines anderen offe-nen Publikumsinvestmentvermögens in dieses OGAW-Sondervermögen auf-nehmen. 
	b) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten eines anderen offe-nen Publikumsinvestmentvermögens in dieses OGAW-Sondervermögen auf-nehmen. 

	(2) Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zuständigen Aufsichtsbe-hörde. Die Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus den §§ 182 bis 191 KAGB. 
	(2) Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zuständigen Aufsichtsbe-hörde. Die Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus den §§ 182 bis 191 KAGB. 

	(3) Das OGAW-Sondervermögen darf nur mit einem Publikumsinvestmentvermögen verschmolzen werden, das kein OGAW ist, wenn das übernehmende oder neuge-
	(3) Das OGAW-Sondervermögen darf nur mit einem Publikumsinvestmentvermögen verschmolzen werden, das kein OGAW ist, wenn das übernehmende oder neuge-


	gründete Investmentvermögen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-Sondervermögen können darüber hinaus gemäß den Vorga-ben des Art. 2 Abs. 1 Buchst. p Ziff. iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen. 
	gründete Investmentvermögen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-Sondervermögen können darüber hinaus gemäß den Vorga-ben des Art. 2 Abs. 1 Buchst. p Ziff. iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen. 
	gründete Investmentvermögen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-Sondervermögen können darüber hinaus gemäß den Vorga-ben des Art. 2 Abs. 1 Buchst. p Ziff. iii der Richtlinie 2009/65/EG erfolgen. 


	§ 13 Wertpapier-Darlehen 
	(1) Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens einem Wertpa-pier-Darlehensnehmer gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Übertragung ausrei-chender Sicherheiten gemäß § 200 Abs. 2 KAGB ein jederzeit kündbares Wertpapier-Darlehen gewähren. Der Kurswert der zu übertragenden Wertpapiere darf zusam-men mit dem Kurswert der für Rechnung des OGAW-Sondervermögens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer einschließlich konzernangehöriger Unternehmen im Sinne des § 290 Handelsgesetzbuch (HGB) bereits als 
	(1) Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens einem Wertpa-pier-Darlehensnehmer gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Übertragung ausrei-chender Sicherheiten gemäß § 200 Abs. 2 KAGB ein jederzeit kündbares Wertpapier-Darlehen gewähren. Der Kurswert der zu übertragenden Wertpapiere darf zusam-men mit dem Kurswert der für Rechnung des OGAW-Sondervermögens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer einschließlich konzernangehöriger Unternehmen im Sinne des § 290 Handelsgesetzbuch (HGB) bereits als 
	(1) Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens einem Wertpa-pier-Darlehensnehmer gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Übertragung ausrei-chender Sicherheiten gemäß § 200 Abs. 2 KAGB ein jederzeit kündbares Wertpapier-Darlehen gewähren. Der Kurswert der zu übertragenden Wertpapiere darf zusam-men mit dem Kurswert der für Rechnung des OGAW-Sondervermögens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer einschließlich konzernangehöriger Unternehmen im Sinne des § 290 Handelsgesetzbuch (HGB) bereits als 

	(2) Werden die Sicherheiten für die übertragenen Wertpapiere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Guthaben erbracht, müssen die Guthaben auf Sperrkonten gemäß § 200 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 KAGB unterhalten werden. Alternativ darf die Ge-sellschaft von der Möglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben in der Währung des Guthabens in folgende Vermögensgegenstände anzulegen: 
	(2) Werden die Sicherheiten für die übertragenen Wertpapiere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in Guthaben erbracht, müssen die Guthaben auf Sperrkonten gemäß § 200 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 KAGB unterhalten werden. Alternativ darf die Ge-sellschaft von der Möglichkeit Gebrauch machen, diese Guthaben in der Währung des Guthabens in folgende Vermögensgegenstände anzulegen: 

	a) in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualität aufweisen und die vom Bund, einem Land, der Europäischen Union, einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat ausgegeben worden sind, 
	a) in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualität aufweisen und die vom Bund, einem Land, der Europäischen Union, einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat ausgegeben worden sind, 

	b) in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entsprechend den von der Bun-desanstalt auf Grundlage von § 4 Abs. 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder 
	b) in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entsprechend den von der Bun-desanstalt auf Grundlage von § 4 Abs. 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder 

	c) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschäftes mit einem Kreditinstitut, das die jederzeitige Rückforderung des aufgelaufenen Guthabens gewährleistet. 
	c) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschäftes mit einem Kreditinstitut, das die jederzeitige Rückforderung des aufgelaufenen Guthabens gewährleistet. 


	Die Erträge aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem OGAW-Sondervermögen zu. 
	(3) Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von einem anderen in den Besonderen Anlagebedingungen genannten Unternehmen, dessen Unternehmensgegenstand die Abwicklung von grenzüberschreitenden Ef-fektengeschäften für andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und Abwick-lung der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anforderungen der §§ 200 und 201 KAGB abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung 
	(3) Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von einem anderen in den Besonderen Anlagebedingungen genannten Unternehmen, dessen Unternehmensgegenstand die Abwicklung von grenzüberschreitenden Ef-fektengeschäften für andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und Abwick-lung der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anforderungen der §§ 200 und 201 KAGB abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung 
	(3) Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von einem anderen in den Besonderen Anlagebedingungen genannten Unternehmen, dessen Unternehmensgegenstand die Abwicklung von grenzüberschreitenden Ef-fektengeschäften für andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und Abwick-lung der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anforderungen der §§ 200 und 201 KAGB abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung 


	der Interessen der Anleger gewährleistet ist und von dem jederzeitigen Kündi-gungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen wird. 
	der Interessen der Anleger gewährleistet ist und von dem jederzeitigen Kündi-gungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen wird. 
	der Interessen der Anleger gewährleistet ist und von dem jederzeitigen Kündi-gungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen wird. 

	(4) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewähren, sofern diese Vermögensgegenstände für das OGAW-Sondervermögen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten hierfür sinngemäß. 
	(4) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewähren, sofern diese Vermögensgegenstände für das OGAW-Sondervermögen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten hierfür sinngemäß. 


	§ 14 Pensionsgeschäfte 
	(1) Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens jederzeit kündba-re Wertpapier-Pensionsgeschäfte im Sinne von § 340b Abs. 2 HGB gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grundlage stan-dardisierter Rahmenverträge abschließen. 
	(1) Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens jederzeit kündba-re Wertpapier-Pensionsgeschäfte im Sinne von § 340b Abs. 2 HGB gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grundlage stan-dardisierter Rahmenverträge abschließen. 
	(1) Die Gesellschaft darf für Rechnung des OGAW-Sondervermögens jederzeit kündba-re Wertpapier-Pensionsgeschäfte im Sinne von § 340b Abs. 2 HGB gegen Entgelt mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grundlage stan-dardisierter Rahmenverträge abschließen. 

	(2) Die Pensionsgeschäfte müssen Wertpapiere zum Gegenstand haben, die nach den Anlagebedingungen für das OGAW-Sondervermögen erworben werden dürfen. 
	(2) Die Pensionsgeschäfte müssen Wertpapiere zum Gegenstand haben, die nach den Anlagebedingungen für das OGAW-Sondervermögen erworben werden dürfen. 

	(3) Die Pensionsgeschäfte dürfen höchstens eine Laufzeit von 12 Monaten haben. 
	(3) Die Pensionsgeschäfte dürfen höchstens eine Laufzeit von 12 Monaten haben. 

	(4) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Pensionsgeschäfte auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile abschließen, sofern diese Vermögensgegenstände für das OGAW-Sondervermögen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten hierfür sinngemäß. 
	(4) Sofern in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Pensionsgeschäfte auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile abschließen, sofern diese Vermögensgegenstände für das OGAW-Sondervermögen erwerbbar sind. Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten hierfür sinngemäß. 


	§ 15 Kreditaufnahme 
	Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur Höhe von 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens aufnehmen, wenn die Be-dingungen der Kreditaufnahme marktüblich sind und die Verwahrstelle der Kreditauf-nahme zustimmt. 
	§ 16 Anteile 
	(1) Die in einer Sammelurkunde zu verbriefenden Anteilscheine lauten auf den Inhaber. 
	(1) Die in einer Sammelurkunde zu verbriefenden Anteilscheine lauten auf den Inhaber. 
	(1) Die in einer Sammelurkunde zu verbriefenden Anteilscheine lauten auf den Inhaber. 

	(2) Die Anteile können verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, insbesondere hinsicht-lich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der Währung des Anteilwertes, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Einzelheiten sind in den Besonderen Anlagebedingungen festgelegt. 
	(2) Die Anteile können verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, insbesondere hinsicht-lich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der Währung des Anteilwertes, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Einzelheiten sind in den Besonderen Anlagebedingungen festgelegt. 


	(3) Die Anteile sind übertragbar, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Abweichendes geregelt ist. Mit der Übertragung eines Anteils gehen die in ihm ver-brieften Rechte über. Der Gesellschaft gegenüber gilt in jedem Falle der Inhaber des Anteils als der Berechtigte. 
	(3) Die Anteile sind übertragbar, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Abweichendes geregelt ist. Mit der Übertragung eines Anteils gehen die in ihm ver-brieften Rechte über. Der Gesellschaft gegenüber gilt in jedem Falle der Inhaber des Anteils als der Berechtigte. 
	(3) Die Anteile sind übertragbar, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts Abweichendes geregelt ist. Mit der Übertragung eines Anteils gehen die in ihm ver-brieften Rechte über. Der Gesellschaft gegenüber gilt in jedem Falle der Inhaber des Anteils als der Berechtigte. 

	(4) Die Rechte der Anleger bzw. die Rechte der Anleger einer Anteilklasse werden in ei-ner Sammelurkunde verbrieft. Sie trägt mindestens die handschriftlichen oder ver-vielfältigten Unterschriften der Gesellschaft und der Verwahrstelle. Der Anspruch auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. Sofern für das OGAW-Sondervermögen in der Vergangenheit effektive Stücke ausgeben wurden und diese sich mit Ablauf des 31. Dezember 2016 nicht in Sammelverwahrung bei einer der in § 97 Abs. 1 Satz 2 KAGB genannten Stelle
	(4) Die Rechte der Anleger bzw. die Rechte der Anleger einer Anteilklasse werden in ei-ner Sammelurkunde verbrieft. Sie trägt mindestens die handschriftlichen oder ver-vielfältigten Unterschriften der Gesellschaft und der Verwahrstelle. Der Anspruch auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. Sofern für das OGAW-Sondervermögen in der Vergangenheit effektive Stücke ausgeben wurden und diese sich mit Ablauf des 31. Dezember 2016 nicht in Sammelverwahrung bei einer der in § 97 Abs. 1 Satz 2 KAGB genannten Stelle


	§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen, Aussetzung der Rücknahme 
	(1) Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätzlich nicht beschränkt. Die Gesell-schaft behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen. 
	(1) Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätzlich nicht beschränkt. Die Gesell-schaft behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen. 
	(1) Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätzlich nicht beschränkt. Die Gesell-schaft behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen. 

	(2) Die Anteile können bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die Besonderen Anlagebedingungen können vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben und gehalten werden dürfen. 
	(2) Die Anteile können bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die Besonderen Anlagebedingungen können vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben und gehalten werden dürfen. 

	(3) Die Anleger können von der Gesellschaft die Rücknahme der Anteile verlangen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Rücknahmepreis für Rechnung des OGAW-Sondervermögens zurückzunehmen. Rücknahmestelle ist die Verwahrstelle. 
	(3) Die Anleger können von der Gesellschaft die Rücknahme der Anteile verlangen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Rücknahmepreis für Rechnung des OGAW-Sondervermögens zurückzunehmen. Rücknahmestelle ist die Verwahrstelle. 

	(4) Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Rücknahme der Anteile gemäß § 98 Abs. 2 KAGB auszusetzen, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erschei-nen lassen. 
	(4) Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Rücknahme der Anteile gemäß § 98 Abs. 2 KAGB auszusetzen, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erschei-nen lassen. 

	(5) Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung 
	(5) Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung 


	oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsme-dien über die Aussetzung gemäß Absatz 4 und die Wiederaufnahme der Rücknah-me zu unterrichten. Die Anleger sind über die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile unverzüglich nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. 
	oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsme-dien über die Aussetzung gemäß Absatz 4 und die Wiederaufnahme der Rücknah-me zu unterrichten. Die Anleger sind über die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile unverzüglich nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. 
	oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsme-dien über die Aussetzung gemäß Absatz 4 und die Wiederaufnahme der Rücknah-me zu unterrichten. Die Anleger sind über die Aussetzung und Wiederaufnahme der Rücknahme der Anteile unverzüglich nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. 


	§ 18 Ausgabe- und Rücknahmepreise 
	(1) Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises der Anteile werden die Ver-kehrswerte der zu dem OGAW-Sondervermögen gehörenden Vermögensgegen-stände abzüglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (Anteilwert). Werden gemäß § 16 Abs. 2 unterschiedliche Anteilklassen für das OGAW-Sondervermögen eingeführt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und Rücknahmepreis für jede Anteilklasse gesondert zu ermitt
	(1) Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises der Anteile werden die Ver-kehrswerte der zu dem OGAW-Sondervermögen gehörenden Vermögensgegen-stände abzüglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (Anteilwert). Werden gemäß § 16 Abs. 2 unterschiedliche Anteilklassen für das OGAW-Sondervermögen eingeführt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und Rücknahmepreis für jede Anteilklasse gesondert zu ermitt
	(1) Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises der Anteile werden die Ver-kehrswerte der zu dem OGAW-Sondervermögen gehörenden Vermögensgegen-stände abzüglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (Anteilwert). Werden gemäß § 16 Abs. 2 unterschiedliche Anteilklassen für das OGAW-Sondervermögen eingeführt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und Rücknahmepreis für jede Anteilklasse gesondert zu ermitt

	(2) Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermögen, gegebe-nenfalls zuzüglich eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemäß § 165 Abs. 2 Nr. 8 KAGB. Der Rücknahmepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermögen, gegebenenfalls abzüglich eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzusetzenden Rücknahmeabschlags gemäß § 165 Abs. 2 Nr. 8 KAGB. 
	(2) Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermögen, gegebe-nenfalls zuzüglich eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemäß § 165 Abs. 2 Nr. 8 KAGB. Der Rücknahmepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermögen, gegebenenfalls abzüglich eines in den Besonderen Anlagebedingungen festzusetzenden Rücknahmeabschlags gemäß § 165 Abs. 2 Nr. 8 KAGB. 

	(3) Der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge ist spätestens der auf den Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende Werter-mittlungstag, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts anderes be-stimmt ist. 
	(3) Der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge ist spätestens der auf den Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende Werter-mittlungstag, soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts anderes be-stimmt ist. 

	(4) Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden börsentäglich ermittelt. Soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts weiteres bestimmt ist, können die Gesell-schaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die Börsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jedes Jahres von einer Ermittlung des Wertes absehen; das Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 
	(4) Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden börsentäglich ermittelt. Soweit in den Besonderen Anlagebedingungen nichts weiteres bestimmt ist, können die Gesell-schaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die Börsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jedes Jahres von einer Ermittlung des Wertes absehen; das Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 


	§ 19 Kosten 
	In den Besonderen Anlagebedingungen werden die Aufwendungen und die der Gesell-schaft, der Verwahrstelle und Dritten zustehenden Vergütungen, die dem OGAW-Sondervermögen belastet werden können, genannt. Für Vergütungen im Sinne von 
	Satz 1 ist in den Besonderen Anlagebedingungen darüber hinaus anzugeben, nach wel-cher Methode, in welcher Höhe und aufgrund welcher Berechnung sie zu leisten sind. 
	§ 20 Rechnungslegung 
	(1) Spätestens vier Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres des OGAW-Sondervermögens macht die Gesellschaft einen Jahresbericht einschließlich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemäß § 101 Abs. 1, 2 und 4 KAGB bekannt. 
	(1) Spätestens vier Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres des OGAW-Sondervermögens macht die Gesellschaft einen Jahresbericht einschließlich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemäß § 101 Abs. 1, 2 und 4 KAGB bekannt. 
	(1) Spätestens vier Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres des OGAW-Sondervermögens macht die Gesellschaft einen Jahresbericht einschließlich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemäß § 101 Abs. 1, 2 und 4 KAGB bekannt. 

	(2) Spätestens zwei Monate nach der Mitte des Geschäftsjahres macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht gemäß § 103 KAGB bekannt. 
	(2) Spätestens zwei Monate nach der Mitte des Geschäftsjahres macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht gemäß § 103 KAGB bekannt. 

	(3) Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermögens während des Ge-schäftsjahres auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen oder das OGAW-Sondervermögen während des Geschäftsjahres auf ein anderes OGAW-Sondervermögen, eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat die Gesellschaft auf den Über-tragungsstichtag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den Anforderungen an ei-nen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 
	(3) Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermögens während des Ge-schäftsjahres auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen oder das OGAW-Sondervermögen während des Geschäftsjahres auf ein anderes OGAW-Sondervermögen, eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat die Gesellschaft auf den Über-tragungsstichtag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den Anforderungen an ei-nen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 

	(4) Wird das OGAW-Sondervermögen abgewickelt, hat die Verwahrstelle jährlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu er-stellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 
	(4) Wird das OGAW-Sondervermögen abgewickelt, hat die Verwahrstelle jährlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu er-stellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht. 

	(5) Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen anzugeben sind, erhältlich; sie werden ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 
	(5) Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen anzugeben sind, erhältlich; sie werden ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 


	§ 21 Kündigung und Abwicklung des OGAW-Sondervermögens 
	(1) Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kündigen. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kündigung mittels eines dauerhaften Da-tenträgers unverzüglich zu unterrichten. 
	(1) Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kündigen. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kündigung mittels eines dauerhaften Da-tenträgers unverzüglich zu unterrichten. 
	(1) Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kündigen. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kündigung mittels eines dauerhaften Da-tenträgers unverzüglich zu unterrichten. 

	(2) Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das OGAW-Sondervermögen zu verwalten. In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermögen bzw. das Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf die Verwahrstelle über, die es abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen hat. Für die Zeit der Abwicklung hat die Verwahrstelle einen Anspruch auf Vergütung ihrer Abwicklungstätigkeit sowie auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die für die Abwicklung erforderlich sind. Mit Genehmigung der Bundesans
	(2) Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das OGAW-Sondervermögen zu verwalten. In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermögen bzw. das Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf die Verwahrstelle über, die es abzuwickeln und an die Anleger zu verteilen hat. Für die Zeit der Abwicklung hat die Verwahrstelle einen Anspruch auf Vergütung ihrer Abwicklungstätigkeit sowie auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die für die Abwicklung erforderlich sind. Mit Genehmigung der Bundesans


	der Abwicklung und Verteilung absehen und einer anderen Kapitalverwaltungsge-sellschaft die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens nach Maßgabe der bisheri-gen Anlagebedingungen übertragen. 
	der Abwicklung und Verteilung absehen und einer anderen Kapitalverwaltungsge-sellschaft die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens nach Maßgabe der bisheri-gen Anlagebedingungen übertragen. 
	der Abwicklung und Verteilung absehen und einer anderen Kapitalverwaltungsge-sellschaft die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens nach Maßgabe der bisheri-gen Anlagebedingungen übertragen. 

	(3) Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach Maßgabe des § 99 KAGB erlischt, einen Auflösungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach § 20 Abs. 1 entspricht. 
	(3) Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach Maßgabe des § 99 KAGB erlischt, einen Auflösungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach § 20 Abs. 1 entspricht. 


	§ 22 Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle  
	(1) Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen. Die Übertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. 
	(1) Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen. Die Übertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. 
	(1) Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen. Die Übertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. 

	(2) Die genehmigte Übertragung wird im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jah-resbericht oder Halbjahresbericht bekannt gemacht. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte Übertragung unverzüglich mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. Die Übertragung wird frühestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam. 
	(2) Die genehmigte Übertragung wird im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jah-resbericht oder Halbjahresbericht bekannt gemacht. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte Übertragung unverzüglich mittels eines dauerhaften Datenträgers zu unterrichten. Die Übertragung wird frühestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam. 

	(3) Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle für das OGAW-Sondervermögen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt.  
	(3) Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle für das OGAW-Sondervermögen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt.  


	§ 23 Änderungen der Anlagebedingungen 
	(1) Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen ändern. 
	(1) Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen ändern. 
	(1) Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen ändern. 

	(2) Änderungen der Anlagebedingungen bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. Soweit die Änderungen nach Satz 1 Anlagegrundsätze des OGAW-Sondervermögens betreffen, bedürfen sie der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesellschaft. 
	(2) Änderungen der Anlagebedingungen bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. Soweit die Änderungen nach Satz 1 Anlagegrundsätze des OGAW-Sondervermögens betreffen, bedürfen sie der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesellschaft. 

	(3) Sämtliche vorgesehenen Änderungen werden im Bundesanzeiger und darüber hin-aus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt ge-macht. In einer Veröffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Änderungen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle von Kostenänderungen im Sinne des § 162 Abs. 2 Nr. 11 KAGB, Änderungen der Anlagegrundsätze des OGAW-Sondervermögens im Sinne des § 163 Abs. 3 KAGB o
	(3) Sämtliche vorgesehenen Änderungen werden im Bundesanzeiger und darüber hin-aus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt ge-macht. In einer Veröffentlichung nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Änderungen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle von Kostenänderungen im Sinne des § 162 Abs. 2 Nr. 11 KAGB, Änderungen der Anlagegrundsätze des OGAW-Sondervermögens im Sinne des § 163 Abs. 3 KAGB o


	§ 163 Abs. 3 KAGB in einer verständlichen Art und Weise mittels eines dauerhaften Datenträgers gemäß § 163 Abs. 4 KAGB zu übermitteln. 
	§ 163 Abs. 3 KAGB in einer verständlichen Art und Weise mittels eines dauerhaften Datenträgers gemäß § 163 Abs. 4 KAGB zu übermitteln. 
	§ 163 Abs. 3 KAGB in einer verständlichen Art und Weise mittels eines dauerhaften Datenträgers gemäß § 163 Abs. 4 KAGB zu übermitteln. 

	(4) Die Änderungen treten frühestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Bundes-anzeiger in Kraft, im Falle von Änderungen der Kosten und der Anlagegrundsätze jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der entsprechenden Bekanntma-chung. 
	(4) Die Änderungen treten frühestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Bundes-anzeiger in Kraft, im Falle von Änderungen der Kosten und der Anlagegrundsätze jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der entsprechenden Bekanntma-chung. 


	§ 24 Erfüllungsort 
	Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft. 
	 
	B E S O N D E R E   A N L A G E B E D I N G U N G E N 
	zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern 
	und der 
	UNIVERSAL-INVESTMENT-GESELLSCHAFT MBH, 
	Frankfurt am Main, 
	(nachstehend „Gesellschaft“ genannt) 
	für das von der Gesellschaft verwaltete 
	Sondervermögen gemäß der OGAW-Richtlinie 
	Julius Baer Germany - Focus Fund Balanced, 
	die nur in Verbindung mit den für dieses Sondervermögen 
	von der Gesellschaft aufgestellten 
	Allgemeinen Anlagebedingungen 
	gelten. 
	ANLAGEGRUNDSÄTZE UND ANLAGEGRENZEN 
	§ 1 Vermögensgegenstände 
	Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen folgende Vermögensgegenstände erwerben: 
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 

	b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 


	c) Bankguthaben gemäß § 7 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	c) Bankguthaben gemäß § 7 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	c) Bankguthaben gemäß § 7 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 

	d) Investmentanteile gemäß § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	d) Investmentanteile gemäß § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 

	e) Derivate gemäß § 9 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 
	e) Derivate gemäß § 9 der Allgemeinen Anlagebedingungen, 

	f) Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 10 der Allgemeinen Anlagebedingungen. 
	f) Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 10 der Allgemeinen Anlagebedingungen. 


	§ 1a Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschäfte 
	Wertpapier-Darlehens- und Pensionsgeschäfte gemäß den §§ 13 und 14 der Allgemei-nen Anlagebedingungen werden nicht abgeschlossen. 
	 
	Fassung § 2 Anlagegrenzen gültig bis einschließlich 31. Dezember 2017: 
	§ 2 Anlagegrenzen 
	(1) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 bestehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Aktien in- und ausländischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wandelanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegren-zen diejenigen Vermögensgegenstände, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, angerechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.   
	(1) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 bestehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Aktien in- und ausländischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wandelanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegren-zen diejenigen Vermögensgegenstände, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, angerechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.   
	(1) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 bestehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Aktien in- und ausländischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wandelanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegren-zen diejenigen Vermögensgegenstände, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, angerechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.   

	(2) Der Erwerb von Geldmarktinstrumenten ist bis zu 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens und nur nach Maßgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedin-gungen möglich.  
	(2) Der Erwerb von Geldmarktinstrumenten ist bis zu 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens und nur nach Maßgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedin-gungen möglich.  

	(3) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen über den in § 11 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil von 5 % hinaus bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden und der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf 40 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigen. 
	(3) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen über den in § 11 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil von 5 % hinaus bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden und der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf 40 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigen. 

	(4) Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Ausstel-ler mehr als 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen: 
	(4) Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Ausstel-ler mehr als 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen: 

	- Die Bundesrepublik Deutschland  
	- Die Bundesrepublik Deutschland  

	- Als Bundesländer:  
	- Als Bundesländer:  

	- Baden-Württemberg 
	- Baden-Württemberg 

	- Bayern 
	- Bayern 

	- Berlin 
	- Berlin 


	- Brandenburg 
	- Brandenburg 
	- Brandenburg 

	- Bremen 
	- Bremen 

	- Hamburg 
	- Hamburg 

	- Hessen 
	- Hessen 

	- Mecklenburg-Vorpommern 
	- Mecklenburg-Vorpommern 

	- Niedersachsen 
	- Niedersachsen 

	- Nordrhein-Westfalen 
	- Nordrhein-Westfalen 

	- Rheinland-Pfalz 
	- Rheinland-Pfalz 

	- Saarland 
	- Saarland 

	- Sachsen 
	- Sachsen 

	- Sachsen-Anhalt 
	- Sachsen-Anhalt 

	- Schleswig-Holstein 
	- Schleswig-Holstein 

	- Thüringen 
	- Thüringen 

	- Europäische Union 
	- Europäische Union 

	- Als Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 
	- Als Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 

	- Belgien  
	- Belgien  

	- Bulgarien  
	- Bulgarien  

	- Dänemark  
	- Dänemark  

	- Estland  
	- Estland  

	- Finnland  
	- Finnland  

	- Frankreich  
	- Frankreich  

	- Griechenland  
	- Griechenland  

	- Großbritannien  
	- Großbritannien  

	- Irland  
	- Irland  

	- Italien  
	- Italien  

	- Kroatien  
	- Kroatien  

	- Lettland  
	- Lettland  

	- Litauen  
	- Litauen  

	- Malta  
	- Malta  

	- Polen  
	- Polen  

	- Luxemburg  
	- Luxemburg  


	- Niederlande  
	- Niederlande  
	- Niederlande  

	- Österreich  
	- Österreich  

	- Portugal  
	- Portugal  

	- Schweden  
	- Schweden  

	- Slowakei  
	- Slowakei  

	- Slowenien  
	- Slowenien  

	- Spanien  
	- Spanien  

	- Tschechische Republik  
	- Tschechische Republik  

	- Ungarn  
	- Ungarn  

	- Republik Zypern  
	- Republik Zypern  

	- Rumänien  
	- Rumänien  

	- Als Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum: 
	- Als Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum: 

	- Island  
	- Island  

	- Liechtenstein  
	- Liechtenstein  

	- Norwegen  
	- Norwegen  

	- Als Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-wicklung, die nicht Mitglied des EWR sind:  
	- Als Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-wicklung, die nicht Mitglied des EWR sind:  

	- Australien  
	- Australien  

	- Japan  
	- Japan  

	- Kanada  
	- Kanada  

	- Südkorea  
	- Südkorea  

	- Mexiko  
	- Mexiko  

	- Neuseeland  
	- Neuseeland  

	- Schweiz  
	- Schweiz  

	- Türkei  
	- Türkei  

	- Vereinigte Staaten von Amerika  
	- Vereinigte Staaten von Amerika  

	- Chile  
	- Chile  

	- Israel  
	- Israel  

	- Als internationale Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat der EU an-gehört: 
	- Als internationale Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat der EU an-gehört: 

	- EURATOM. 
	- EURATOM. 


	(5) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.  
	(5) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.  
	(5) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.  

	(6) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Investmentanteilen nach Maßgabe des § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden. Die Gesellschaft wählt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den Anlagebestim-mungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile aus. Es können alle zulässigen Arten von Anteilen an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesell-schaften mit veränderlichem Kapital sowie von
	(6) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Investmentanteilen nach Maßgabe des § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden. Die Gesellschaft wählt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den Anlagebestim-mungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile aus. Es können alle zulässigen Arten von Anteilen an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesell-schaften mit veränderlichem Kapital sowie von


	Fassung § 2 Anlagegrenzen gültig ab 1. Januar 2018: 
	§ 2 Anlagegrenzen 
	(1) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 be-stehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Aktien in- und ausländischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wan-delanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegrenzen diejenigen Vermögensgegenstände, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, ange-rechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.   
	(1) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 be-stehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Aktien in- und ausländischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wan-delanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegrenzen diejenigen Vermögensgegenstände, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, ange-rechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.   
	(1) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig aus Wertpapieren gemäß § 1 Nr. 1 be-stehen. Die Gesellschaft darf bis zu 60 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Aktien in- und ausländischer Aussteller sowie bis zu 70 % in Anleihen und Wan-delanleihen investieren, wobei auf die vorgenannten Anlagegrenzen diejenigen Vermögensgegenstände, wie Investmentanteile nach § 1 Nr. 4 oder Zertifikate, ange-rechnet werden, die diese als Basiswerte abbilden.   

	(2) Mindestens 25 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens werden in folgende Ka-pitalbeteiligungen angelegt:  
	(2) Mindestens 25 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens werden in folgende Ka-pitalbeteiligungen angelegt:  

	- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Börse zu-gelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind und bei denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermö-gen handelt; 
	- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Börse zu-gelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind und bei denen es sich nicht um Anteile an Investmentvermö-gen handelt; 

	- Anteile an anderen Investmentvermögen entweder in Höhe der bewertungstäg-lich veröffentlichten Quote ihres Wertes, zu der sie tatsächlich in Kapitalbeteili-gungen im Sinne von § 2 Abs. 8 Investmentsteuergesetz anlegen oder in Höhe der in den Anlagebedingungen des anderen Investmentvermögens festgeleg-ten Kapitalbeteiligungs-Mindestquote.  
	- Anteile an anderen Investmentvermögen entweder in Höhe der bewertungstäg-lich veröffentlichten Quote ihres Wertes, zu der sie tatsächlich in Kapitalbeteili-gungen im Sinne von § 2 Abs. 8 Investmentsteuergesetz anlegen oder in Höhe der in den Anlagebedingungen des anderen Investmentvermögens festgeleg-ten Kapitalbeteiligungs-Mindestquote.  

	(3) Der Erwerb von Geldmarktinstrumenten ist bis zu 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens und nur nach Maßgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedin-gungen möglich.  
	(3) Der Erwerb von Geldmarktinstrumenten ist bis zu 30 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens und nur nach Maßgabe des § 6 der Allgemeinen Anlagebedin-gungen möglich.  

	(4) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen über den in § 11 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil von 5 % hinaus bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden und der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf 40 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigen. 
	(4) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen über den in § 11 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen genannten Wertanteil von 5 % hinaus bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden und der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf 40 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens nicht übersteigen. 

	(5) Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Ausstel-ler mehr als 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen: 
	(5) Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente folgender Ausstel-ler mehr als 35 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen: 

	- Die Bundesrepublik Deutschland  
	- Die Bundesrepublik Deutschland  

	- Als Bundesländer:  
	- Als Bundesländer:  

	- Baden-Württemberg 
	- Baden-Württemberg 

	- Bayern 
	- Bayern 

	- Berlin 
	- Berlin 


	- Brandenburg 
	- Brandenburg 
	- Brandenburg 

	- Bremen 
	- Bremen 

	- Hamburg 
	- Hamburg 

	- Hessen 
	- Hessen 

	- Mecklenburg-Vorpommern 
	- Mecklenburg-Vorpommern 

	- Niedersachsen 
	- Niedersachsen 

	- Nordrhein-Westfalen 
	- Nordrhein-Westfalen 

	- Rheinland-Pfalz 
	- Rheinland-Pfalz 

	- Saarland 
	- Saarland 

	- Sachsen 
	- Sachsen 

	- Sachsen-Anhalt 
	- Sachsen-Anhalt 

	- Schleswig-Holstein 
	- Schleswig-Holstein 

	- Thüringen 
	- Thüringen 

	- Europäische Union 
	- Europäische Union 

	- Als Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 
	- Als Mitgliedstaaten der Europäischen Union: 

	- Belgien  
	- Belgien  

	- Bulgarien  
	- Bulgarien  

	- Dänemark  
	- Dänemark  

	- Estland  
	- Estland  

	- Finnland  
	- Finnland  

	- Frankreich  
	- Frankreich  

	- Griechenland  
	- Griechenland  

	- Großbritannien  
	- Großbritannien  

	- Irland  
	- Irland  

	- Italien  
	- Italien  

	- Kroatien  
	- Kroatien  

	- Lettland  
	- Lettland  

	- Litauen  
	- Litauen  

	- Malta  
	- Malta  

	- Polen  
	- Polen  

	- Luxemburg  
	- Luxemburg  


	- Niederlande  
	- Niederlande  
	- Niederlande  

	- Österreich  
	- Österreich  

	- Portugal  
	- Portugal  

	- Schweden  
	- Schweden  

	- Slowakei  
	- Slowakei  

	- Slowenien  
	- Slowenien  

	- Spanien  
	- Spanien  

	- Tschechische Republik  
	- Tschechische Republik  

	- Ungarn  
	- Ungarn  

	- Republik Zypern  
	- Republik Zypern  

	- Rumänien  
	- Rumänien  

	- Als Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum: 
	- Als Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum: 

	- Island  
	- Island  

	- Liechtenstein  
	- Liechtenstein  

	- Norwegen  
	- Norwegen  

	- Als Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-wicklung, die nicht Mitglied des EWR sind:  
	- Als Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-wicklung, die nicht Mitglied des EWR sind:  

	- Australien  
	- Australien  

	- Japan  
	- Japan  

	- Kanada  
	- Kanada  

	- Südkorea  
	- Südkorea  

	- Mexiko  
	- Mexiko  

	- Neuseeland  
	- Neuseeland  

	- Schweiz  
	- Schweiz  

	- Türkei  
	- Türkei  

	- Vereinigte Staaten von Amerika  
	- Vereinigte Staaten von Amerika  

	- Chile  
	- Chile  

	- Israel  
	- Israel  

	- Als internationale Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat der EU an-gehört: 
	- Als internationale Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat der EU an-gehört: 

	- EURATOM. 
	- EURATOM. 


	(6) Bis zu 75 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.  
	(6) Bis zu 75 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.  
	(6) Bis zu 75 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der Allgemeinen Anlagebedingungen anlegen.  

	(7) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Investmentanteilen nach Maßgabe des § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden. Die Gesellschaft wählt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den Anlagebestim-mungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile aus. Es können alle zulässigen Arten von Anteilen an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesell-schaften mit veränderlichem Kapital sowie von
	(7) Das OGAW-Sondervermögen darf vollständig in Investmentanteilen nach Maßgabe des § 8 der Allgemeinen Anlagebedingungen gehalten werden. Die Gesellschaft wählt die zu erwerbenden Investmentanteile entweder nach den Anlagebestim-mungen bzw. nach dem Anlageschwerpunkt dieser Anteile oder nach dem letzten Jahres- oder Halbjahresbericht der Investmentanteile aus. Es können alle zulässigen Arten von Anteilen an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesell-schaften mit veränderlichem Kapital sowie von


	§ 3 Anlageausschuss 
	Die Gesellschaft kann sich mit Blick auf das OGAW-Sondervermögen des Rates eines An-lageausschusses bedienen. 
	ANTEILKLASSEN 
	§ 4 Anteilklassen 
	(1) Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 16 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausga-beaufschlages, der Währung des Anteilwertes einschließlich des Einsatzes von Wäh-rungssicherungsgeschäften, der Verwaltungsvergütung, der Verwahrstellenvergü-tung, der Vergütung für Beratungs- oder Asset Management-Gesellschaften, der Mindestanlagesumme, der Ertragsverwendung, der Vergütung für die Verwaltung von Derivate-Geschäften und Sicherheiten
	(1) Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 16 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausga-beaufschlages, der Währung des Anteilwertes einschließlich des Einsatzes von Wäh-rungssicherungsgeschäften, der Verwaltungsvergütung, der Verwahrstellenvergü-tung, der Vergütung für Beratungs- oder Asset Management-Gesellschaften, der Mindestanlagesumme, der Ertragsverwendung, der Vergütung für die Verwaltung von Derivate-Geschäften und Sicherheiten
	(1) Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 16 Abs. 2 der Allgemeinen Anlagebedingungen gebildet werden, die sich hinsichtlich des Ausga-beaufschlages, der Währung des Anteilwertes einschließlich des Einsatzes von Wäh-rungssicherungsgeschäften, der Verwaltungsvergütung, der Verwahrstellenvergü-tung, der Vergütung für Beratungs- oder Asset Management-Gesellschaften, der Mindestanlagesumme, der Ertragsverwendung, der Vergütung für die Verwaltung von Derivate-Geschäften und Sicherheiten

	(2) Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jah-res- und Halbjahresbericht einzeln aufgezählt. Die die Anteilklassen kennzeichnen-den Ausgestaltungsmerkmale (Ausgabeaufschlag, Währung des Anteilwertes, Ver-waltungsvergütung, Verwahrstellenvergütung, Vergütung für Beratungs- oder Asset 
	(2) Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jah-res- und Halbjahresbericht einzeln aufgezählt. Die die Anteilklassen kennzeichnen-den Ausgestaltungsmerkmale (Ausgabeaufschlag, Währung des Anteilwertes, Ver-waltungsvergütung, Verwahrstellenvergütung, Vergütung für Beratungs- oder Asset 


	Management-Gesellschaften, Mindestanlagesumme, Ertragsverwendung, Vergütung für die Verwaltung von Derivate-Geschäften und Sicherheiten für Derivate-Geschäfte, Vergütung für die Vertriebsgesellschaft, oder eine Kombination dieser Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben. 
	Management-Gesellschaften, Mindestanlagesumme, Ertragsverwendung, Vergütung für die Verwaltung von Derivate-Geschäften und Sicherheiten für Derivate-Geschäfte, Vergütung für die Vertriebsgesellschaft, oder eine Kombination dieser Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben. 
	Management-Gesellschaften, Mindestanlagesumme, Ertragsverwendung, Vergütung für die Verwaltung von Derivate-Geschäften und Sicherheiten für Derivate-Geschäfte, Vergütung für die Vertriebsgesellschaft, oder eine Kombination dieser Merkmale) werden im Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrieben. 

	(3) Der Abschluss von Währungskurssicherungsgeschäften ausschließlich zugunsten ei-ner einzigen Währungsanteilklasse ist zulässig. Für Währungsanteilklassen mit einer Währungsabsicherung zugunsten der Währung dieser Anteilklasse (Referenzwäh-rung) darf die Gesellschaft auch unabhängig von § 9 der Allgemeinen Anlagebedin-gungen Derivate im Sinne des § 197 Abs. 1 KAGB auf Wechselkurse oder Währun-gen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch Wechselkursverluste von nicht auf die Referenzwährung der Ant
	(3) Der Abschluss von Währungskurssicherungsgeschäften ausschließlich zugunsten ei-ner einzigen Währungsanteilklasse ist zulässig. Für Währungsanteilklassen mit einer Währungsabsicherung zugunsten der Währung dieser Anteilklasse (Referenzwäh-rung) darf die Gesellschaft auch unabhängig von § 9 der Allgemeinen Anlagebedin-gungen Derivate im Sinne des § 197 Abs. 1 KAGB auf Wechselkurse oder Währun-gen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste durch Wechselkursverluste von nicht auf die Referenzwährung der Ant

	(4) Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen, Ausschüttungen (einschließlich der aus dem Fonds-vermögen ggf. abzuführenden Steuern), die in Absatz 1 genannten Vergütungen und die Ergebnisse aus Währungskurssicherungsgeschäften, die auf eine bestimmte Anteilklasse entfallen, ggf. einschließlich Ertragsausgleich, ausschließlich dieser An-teilklasse zugeordnet werden. 
	(4) Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer Anteilklassen, Ausschüttungen (einschließlich der aus dem Fonds-vermögen ggf. abzuführenden Steuern), die in Absatz 1 genannten Vergütungen und die Ergebnisse aus Währungskurssicherungsgeschäften, die auf eine bestimmte Anteilklasse entfallen, ggf. einschließlich Ertragsausgleich, ausschließlich dieser An-teilklasse zugeordnet werden. 


	ANTEILSCHEINE, AUSGABEPREIS, RÜCKNAHMEPREIS, RÜCKNAHME VON ANTEILEN UND KOSTEN 
	§ 5 Anteilscheine 
	Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 
	§ 6 Ausgabe- und Rücknahmepreis 
	(1) Der Ausgabeaufschlag beträgt 3,00  % des Anteilwerts. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine oder mehrere Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen oder von der Berechnung eines Aus-gabeaufschlages abzusehen. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufs-prospekt, im Jahres- und im Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeaufschläge an. 
	(1) Der Ausgabeaufschlag beträgt 3,00  % des Anteilwerts. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine oder mehrere Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen oder von der Berechnung eines Aus-gabeaufschlages abzusehen. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufs-prospekt, im Jahres- und im Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeaufschläge an. 
	(1) Der Ausgabeaufschlag beträgt 3,00  % des Anteilwerts. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine oder mehrere Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen oder von der Berechnung eines Aus-gabeaufschlages abzusehen. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufs-prospekt, im Jahres- und im Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeaufschläge an. 

	(2) Rücknahme erfolgt zum Anteilwert. Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 
	(2) Rücknahme erfolgt zum Anteilwert. Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 

	(3) Abweichend von § 18 Abs. 3 der Allgemeinen Anlagebedingungen ist der Abrech-nungsstichtag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge spätestens der übernächste 
	(3) Abweichend von § 18 Abs. 3 der Allgemeinen Anlagebedingungen ist der Abrech-nungsstichtag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge spätestens der übernächste 


	auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende Wertermitt-lungstag. 
	auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende Wertermitt-lungstag. 
	auf den Eingang des Anteilabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende Wertermitt-lungstag. 


	§ 7 Kosten 
	1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens aus dem OGAW-Sondervermögen für jede Anteilklasse eine Vergütung von bis zu 0,20 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inven-tarwertes, mindestens jedoch 30.000.- pro Jahr im ersten Jahr nach Auflage des OGAW--Sondervermögens. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Vergütung zu berechnen. 
	1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens aus dem OGAW-Sondervermögen für jede Anteilklasse eine Vergütung von bis zu 0,20 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inven-tarwertes, mindestens jedoch 30.000.- pro Jahr im ersten Jahr nach Auflage des OGAW--Sondervermögens. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Vergütung zu berechnen. 
	1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens aus dem OGAW-Sondervermögen für jede Anteilklasse eine Vergütung von bis zu 0,20 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inven-tarwertes, mindestens jedoch 30.000.- pro Jahr im ersten Jahr nach Auflage des OGAW--Sondervermögens. Es steht der Gesellschaft frei, für das OGAW-Sondervermögen oder für eine oder mehrere Anteilklassen eine niedrigere Vergütung zu berechnen. 


	1b. Die Gesellschaft kann in den Fällen, in denen für das OGAW-Sondervermögen ge-richtlich oder außergerichtlich streitige Ansprüche durchgesetzt werden, eine Vergü-tung von bis zu 15 Prozent der für das OGAW-Sondervermögen – nach Abzug und Ausgleich der aus diesem Verfahren für das Sondervermögen entstandenen Kosten – vereinnahmten Beträge berechnen. 
	2. Der Berater erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 1,90 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes. Die Vergütung kann jederzeit entnommen werden. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung nicht abgedeckt und somit von der Gesellschaft dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet.  
	2. Der Berater erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 1,90 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes. Die Vergütung kann jederzeit entnommen werden. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung nicht abgedeckt und somit von der Gesellschaft dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet.  
	2. Der Berater erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 1,90 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes. Die Vergütung kann jederzeit entnommen werden. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung nicht abgedeckt und somit von der Gesellschaft dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet.  


	Die Gesellschaft kann für Maßnahmen im Zusammenhang mit der technischen Einrich-tung zur Messung und Analyse des Marktrisikos des OGAW-Sondervermögens eine Vergütung von bis zu 0,03 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes zahlen. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung nicht abgedeckt und somit von der Gesellschaft dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet.  
	Die Gesellschaft kann sich im Rahmen des Collateral Management von Derivate-Geschäften der Dienste Dritter bedienen. In diesem Fall erhalten diese Dritten zusam-men eine monatlich zahlbare Vergütung in Höhe von 0,15 Prozent p.a. des Wertes des OGAW-Sondervermögens auf der Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventar-wertes. Es steht der Gesellschaft frei, eine geringere oder keine Vergütung zu belasten. Diese Vergütungen werden von der Verwaltungsvergütung nicht abgedeckt und somit von der Gesellschaft 
	Der Betrag, der jährlich aus dem OGAW-Sondervermögen nach den vorstehenden Zif-fern 1a.) und 2.) als Vergütung entnommen wird, kann insgesamt bis zu 2,28 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inven-tarwertes betragen, mindestens jedoch EUR 30.000,- p.a. im ersten Jahr nach Auflage des OGAW-Sondervermögens bezogen auf die Vergütung nach Ziff. 1a. 
	3. Die Vergütung für die Verwahrstelle beträgt bis zu 0,035 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes, min-destens jedoch EUR 25.000,-- p.a. Die Verwahrstellenvergütung kann dem OGAW-Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
	3. Die Vergütung für die Verwahrstelle beträgt bis zu 0,035 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes, min-destens jedoch EUR 25.000,-- p.a. Die Verwahrstellenvergütung kann dem OGAW-Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
	3. Die Vergütung für die Verwahrstelle beträgt bis zu 0,035 Prozent p.a. des OGAW-Sondervermögens auf Basis des bewertungstäglich ermittelten Inventarwertes, min-destens jedoch EUR 25.000,-- p.a. Die Verwahrstellenvergütung kann dem OGAW-Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 


	4.  Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des OGAW-Sondervermögens: 
	a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 
	a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 
	a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

	b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen); 
	b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen); 

	c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 
	c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

	d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Fondsverschmelzungen und der Informationen über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Be-rechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 
	d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Fondsverschmelzungen und der Informationen über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Be-rechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

	e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprü-fer des OGAW-Sondervermögens; 
	e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprü-fer des OGAW-Sondervermögens; 

	f) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Beschei-nigung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-rechts ermittelt wurden; 
	f) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Beschei-nigung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-rechts ermittelt wurden; 

	g) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sondervermögens er-hobenen Ansprüchen; 
	g) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sondervermögens er-hobenen Ansprüchen; 

	h) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben werden; 
	h) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben werden; 

	i) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen; 
	i) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen; 

	j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können; 
	j) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können; 

	k) Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 
	k) Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 

	l) Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermögens durch Dritte; 
	l) Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermögens durch Dritte; 


	m) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen an-fallende Steuern einschließlich der im Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern. 
	m) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen an-fallende Steuern einschließlich der im Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern. 
	m) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen an-fallende Steuern einschließlich der im Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern. 

	5. Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet (Transaktionskosten). 
	5. Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet (Transaktionskosten). 

	6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausga-beaufschläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen und Aktien im Sinne des § 196 KAGB 1 Ziffer 4 a bis c berechnet worden sind. Beim Er-werb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer ande-ren Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche un-mittelbare oder mitt
	6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausga-beaufschläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen und Aktien im Sinne des § 196 KAGB 1 Ziffer 4 a bis c berechnet worden sind. Beim Er-werb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer ande-ren Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche un-mittelbare oder mitt


	 
	ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHÄFTSJAHR 
	§ 8 Thesaurierung der Erträge 
	Bei thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstigen Erträge – unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs – sowie die realisierten Veräußerungsgewinne im OGAW-Sondervermögen anteilig wieder an. 
	§ 9 Ausschüttung 
	(1) Bei ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die wäh-rend des Geschäftsjahres auf die jeweilige Anteilklasse entfallenden, für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwen-deten anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung 
	(1) Bei ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die wäh-rend des Geschäftsjahres auf die jeweilige Anteilklasse entfallenden, für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwen-deten anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung 
	(1) Bei ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die wäh-rend des Geschäftsjahres auf die jeweilige Anteilklasse entfallenden, für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwen-deten anteiligen Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung 


	des zugehörigen Ertragsausgleichs – aus. Realisierte Veräußerungsgewinne - unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs - können anteilig ebenfalls zur Ausschüttung herangezogen werden. 
	des zugehörigen Ertragsausgleichs – aus. Realisierte Veräußerungsgewinne - unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs - können anteilig ebenfalls zur Ausschüttung herangezogen werden. 
	des zugehörigen Ertragsausgleichs – aus. Realisierte Veräußerungsgewinne - unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs - können anteilig ebenfalls zur Ausschüttung herangezogen werden. 

	(2) Ausschüttbare anteilige Erträge gemäß Absatz 1 können zur Ausschüttung in späte-ren Geschäftsjahren insoweit vorgetragen werden, als die Summe der vorgetrage-nen Erträge 15  % des jeweiligen Wertes des OGAW-Sondervermögens zum Ende des Geschäftsjahres nicht übersteigt. Erträge aus Rumpfgeschäftsjahren können vollständig vorgetragen werden. 
	(2) Ausschüttbare anteilige Erträge gemäß Absatz 1 können zur Ausschüttung in späte-ren Geschäftsjahren insoweit vorgetragen werden, als die Summe der vorgetrage-nen Erträge 15  % des jeweiligen Wertes des OGAW-Sondervermögens zum Ende des Geschäftsjahres nicht übersteigt. Erträge aus Rumpfgeschäftsjahren können vollständig vorgetragen werden. 

	(3) Im Interesse der Substanzerhaltung können anteilige Erträge teilweise, in Sonderfäl-len auch vollständig zur Wiederanlage im OGAW-Sondervermögen bestimmt wer-den. 
	(3) Im Interesse der Substanzerhaltung können anteilige Erträge teilweise, in Sonderfäl-len auch vollständig zur Wiederanlage im OGAW-Sondervermögen bestimmt wer-den. 

	(4) Die Ausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Ge-schäftsjahres. 
	(4) Die Ausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Ge-schäftsjahres. 


	§ 10 Geschäftsjahr 
	Das Geschäftsjahr des OGAW-Sondervermögens beginnt am 01. Oktober und endet am 30. September des folgenden Jahres. 
	 
	 
	Frankfurt am Main, September 2017 
	Die Geschäftsführung 
	 



